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Grußwort der Ministerin 
für die Smart Grids-Roadmap 
Baden-Württemberg 2.0

Sehr geehrte Damen und Herren, 

um unsere Ziele auf dem Weg zur Klimaneutralität zu errei-
chen, müssen wir die Erneuerbaren Energien in den nächs-
ten Jahren mit hohem Tempo ausbauen. Dadurch verän-
dert sich vieles in unserer Versorgungsstruktur. Die bisher 
zentrale Stromerzeugung wird dezentraler und volatiler.  
Es wird aufwändiger, Angebot und Nachfrage aufeinander 
abzustimmen.

Erzeuger, Speicher und Verbraucher müssen in einem dekar-
bonisierten Energiesystem in der Lage sein, digital mitein-
ander zu kommunizieren. Elektroautos und Wärmepumpen 
sollen dann laden bzw. laufen, wenn besonders viel Wind- 
und Solarstrom vorhanden ist. Damit das möglich wird, 
brauchen wir Smart Grids, d. h. intelligente Netze, in denen 
sich die verschiedenen Anlagen flexibel steuern lassen. 

Im Jahr 2013 wurde die erste Smart Grids-Roadmap  
Baden-Württemberg veröffentlicht. Eine Vielzahl der darin 
enthaltenen Maßnahmen und Handlungsempfehlungen 
wurden in den letzten Jahren umgesetzt. Verschiede-
ne Ideen und Lösungsansätze konnten sich bis hin zur 
Marktreife entwickeln. Es ist daher der richtige Zeitpunkt, 
die Strategie an die gewonnenen Erkenntnisse anzupas-
sen und in einer aktualisierten Smart Grids-Roadmap  
Baden-Württemberg 2.0 fortzuschreiben. Die Aufgabe der 
kommenden Jahre lautet, Smart Grids in der Fläche umzu-
setzen. Die Roadmap enthält konkrete Handlungsempfeh-
lungen und Meilensteine, die daran ausgerichtet sind. 

Damit unser Energiesystem weiterhin sicher, nachhaltig 
und bezahlbar funktioniert, müssen viele verschiedene 
Akteure zusammenarbeiten. Die Smart Grids-Roadmap 
Baden-Württemberg 2.0 wurde daher in einem breit an-
gelegten Beteiligungsprozess mit über 140 Vertrete-
rinnen und Vertretern aus Energie- und Netzwirtschaft, 
Digitalwirtschaft, Handwerk, Forschung, Kommunalwirt-
schaft und Bevölkerung erarbeitet. Mein Dank geht an alle  
Mitwirkenden und an die Smart Grids-Plattform Baden- 
Württemberg für ihr großes Engagement bei der Erstel-
lung der Smart Grids-Roadmap Baden-Württemberg 2.0.  
Die nun vorliegende Roadmap wird dem Umweltministe-
rium als Leitplanke für das Themengebiet der Smart Grids 
dienen.

Thekla Walker MdL
Ministerin für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg
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Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0

1 �Die Smart Grids-Roadmap 
Baden-Württemberg 2.0

Smart Grids für die Energiewende
Die hier vorliegende Smart Grids-Roadmap Baden-Würt-
temberg 2.0 zeigt auf, wie die intelligente Gestaltung der 
Energienetze vorangetrieben werden muss, um die Ener-
giewende effizient zu gestalten und damit das ambitio-
nierte Klimaschutzziel der Dekarbonisierung Baden-Würt-
tembergs zu erreichen.1 

Intelligente Energienetze, sog. „Smart Grids“, unterstüt-
zen den notwendigen massiven Ausbau erneuerbarer 
Energieerzeugung. Sie stellen das wesentliche Bindeglied 
zwischen Energieerzeugungsanlagen, -speichern und  
-verbrauchseinrichtungen dar. Nicht zuletzt durch die 
steigenden Anteile erneuerbarer Energien an der Ener-
gieversorgung und dem Erfordernis, die Sektoren Strom, 
Wärme und Verkehr viel stärker als bisher zu koppeln, 
erwächst die Notwendigkeit einer effizienten Orchestrie-
rung der Energieflüsse. Die dafür notwendige „Intelligenz“ 
der Netze erwächst aus ihrer Digitalisierung, also der Er-
fassung, Verarbeitung und Nutzung von Daten über die 
Energieflüsse.

In der ersten Smart Grids-Roadmap Baden-Württemberg, 
die 2012/13 entstand, wurden die Entwicklungspfade für 
intelligente Energienetze in Baden-Württemberg bereits 
skizziert.2 Damals standen insbesondere die Entwicklung 
von Komponenten und die Etablierung von Smart Grids 
im Bewusstsein der Energiewendeakteure im Fokus. In 
der Folge wurde eine Vielzahl von Smart Grids-Projekten 
in Baden-Württemberg und darüber hinaus lanciert.3 Die 
seit nunmehr zehn Jahren in den Projekten gewonnenen 
Erfahrungen zeigen: Die grundlegende Entwicklungs-
arbeit ist vorangeschritten. Nun geht es darum, Smart 

Grids auch in der Fläche auszurollen und kontinuierlich 
zu optimieren.4 

Während frühere Betrachtungen sich eher auf einzelne 
Komponenten, Geschäftsmodelle oder Prozesse fokus-
sierten, gilt es nun, deren Interaktion unter Realbedingun-
gen zu berücksichtigen. Die vorliegende Smart Grids-Ro-
admap Baden-Württemberg 2.0 trägt diesem Umstand 
Rechnung: Anstatt einzelne Komponenten, Marktmodelle 
etc. zu betrachten, werden die Handlungsfelder jeweils 
im Querschnitt aufgearbeitet.

Die Smart Grids-Roadmap Baden-Württemberg 2.0 
im Überblick
Die vorliegende Roadmap entstand als Resultat eines 
13-monatigen Stakeholder-Dialogprozesses, in welchem 
sich die mehr als 140 teilnehmenden Personen und In-
stitutionen in insgesamt sechs Workshops und jeweils 
vor- und nachgeschalteten E-Mail-Konsultationsrunden 
zu jedem der Handlungsfelder ausführlich austauschten. 
Regelmäßig wurde der jeweilige Bearbeitungsstand der 
Roadmap dem ganzen Kreis der Teilnehmenden zur Ver-
fügung gestellt. Ziel dieses Prozesses war die Formulie-
rung des vorliegenden Papiers, das im Sinne eines White 
Papers der Politikgestaltung auf Landes- und Bundes-
ebene dienen soll. Gleichzeitig dient die Roadmap den 
Akteuren im Land selbst als Orientierung, um den Reali-
sierungsgrad der eigenen Smart Grids-Aktivitäten einzu-
ordnen.

Die Auswahl der Inhalte erfolgte basierend auf dem Emp-
fehlungspapier für die Neugestaltung der Smart Grids-
Roadmap Baden-Württemberg, welches bereits im Jahr 
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2021 unter Beteiligung von 70 baden-württembergischen 
Energiewendeakteuren erarbeitet wurde.5

In der vorliegenden Roadmap werden zunächst die über-
greifenden Herausforderungen bei der Umsetzung von 
Smart Grids vorgestellt, bevor vier zentrale Handlungs-
felder betrachtet werden. Die Handlungsfelder „Netz 
und Markt verbünden“ und „Sektorkopplung konsequent 
denken“ gliedern sich jeweils in themenspezifische Unter-
kapitel, welche die Herausforderungen sowie die daraus 
abgeleiteten Ziele und Maßnahmen bis 2030 beschrei-
ben. Die zeitlichen Vorgaben sind nicht dogmatisch zu 
sehen, stellen jedoch für die Akteure sowie die jeweils 
politisch Verantwortlichen einen Referenzrahmen für 
die Einordnung des eigenen Umsetzungsfortschritts dar. 
Die Handlungsfelder „Forschung fördern und Reallabore 
in den wirtschaftlichen Dauerbetrieb überführen“ sowie 
„Partizipation auf allen Ebenen ermöglichen“ betrachten 
wichtige Querschnittsthemen bei der Entwicklung und 
Umsetzung intelligenter Energienetze. 

Forderungen der Roadmap an die Landes- und
Bundespolitik
Die Smart Grids-Roadmap Baden-Württemberg 2.0 fußt 
auf dem Gesetzeskanon der Energiewende- und Klima-
schutzaktivitäten des Landes Baden-Württemberg6, der 
Bundesrepublik Deutschland7 sowie der Europäischen Uni-
on8.  Alle Empfehlungen der Roadmap sind somit nicht auf 
Baden-Württemberg beschränkt, sondern müssen ebenso 
im Kontext dieser politischen Ebenen gesehen und kom-
muniziert werden.

Die Roadmap fügt sich mit ihren Maßnahmenkatalogen in 
die weiteren Aktivitäten des Landes Baden-Württemberg 
und der darin tätigen Akteure ein. So bestehen im Bereich 

Mobilität Schnittstellen zum Strategiedialog Automobil-
wirtschaft9 sowie der Roadmap reFuels BW.10 Auch zur 
Wasserstoff-Roadmap Baden-Württemberg11 existieren 
mehrere Schnittstellen. Die Smart Grids-Roadmap Baden-
Württemberg 2.0 greift deshalb in den folgenden Ausfüh-
rungen bei Themenüberlappungen nur jene Aspekte auf, 
die für die intelligente Gestaltung der Energienetze rele-
vant sind.

Die am Roadmap-Prozess beteiligten Akteure sind sich ei-
nig, dass zur Digitalisierung der Energienetze ein rasches 
Handeln erforderlich ist. Diese Aktivitäten sind kein Selbst-
zweck, sondern eine Notwendigkeit, um den Ausbau er-
neuerbarer Energien mit größtmöglicher Effizienz voranzu-
treiben.

Die Landesregierung Baden-Württemberg wird von den 
Teilnehmenden des Roadmap-Prozesses aufgefordert, 
die im Folgenden aufgezeigten Maßnahmen in größtmög-
lichem Maße zu unterstützen und den Akteuren insbeson-
dere Planungssicherheit zu gewährleisten.

Weiterhin dient die Roadmap auch dem Land Baden-Würt-
temberg als Handreichung für die Artikulation der Forde-
rungen auf bundespolitischer Ebene. So stehen die in der 
Roadmap behandelten Themen weitgehend exemplarisch 
für die Herausforderungen bei der Gestaltung intelligenter 
Energienetze in ganz Deutschland. Da ein erheblicher Teil 
der Regulierungskompetenz auf Bundesebene zu finden 
ist, adressieren die Forderungen gleichermaßen die Bun-
despolitik.
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2 Übergreifende Herausforderungen

Im Folgenden werden die übergreifenden Herausforderungen bzw. kritischen Ressourcen für die Implementierung von 
Smart Grids überblicksartig dargestellt. Diese Herausforderungen sind bei allen Handlungsfeldern anzutreffen und es 
muss ihnen jeweils mit geeigneten Maßnahmen begegnet werden.

Kritische Ressource: Zeit
Die mit Abstand kritischste Ressource ist der Faktor Zeit. 
Für die Dekarbonisierungspläne und die Integration aller 
erforderlicher Komponenten ist ein sofortiges Handeln 
notwendig. Bezüglich des Handlungsbedarfs stehen die 
Energienetze dem Ausbau der erneuerbaren Energie-
erzeugung in nichts nach. Zeitknappheit ist in vielerlei 
Hinsicht ein kritischer Faktor – auch aufgrund langwie-
riger Genehmigungsprozesse für die Umsetzungsmaß-
nahmen (Netzausbau, Installation von Messtechnik und 
Speichern etc.). Ebenso stellt die Anzahl der notwendigen 
Installationen (mehrere Millionen), selbst wenn es nur um 
Kleingeräte wie intelligente Zähler geht, im Zusammen-
hang mit der ebenfalls knappen Ressource Personal eine 
große Hürde dar. Aufgrund langer Planungs- und Nut-
zungszeiträume (z. B. für Anlagen im Wärmebereich) gilt 
es, auch hier frühestmöglich zu starten. Hinzu kommen 
Verzögerungen durch auftretende Lieferengpässe (be-
sonders im Hardware-Sektor: Integrierte Schaltungen). 
Die Notwendigkeit des frühestmöglichen Handelns er-
wächst weiterhin aus der Abhängigkeit der Maßnahmen 
voneinander. Die Landes- und Bundespolitik muss des-
halb Genehmigungsverfahren verkürzen und die recht-
lichen Rahmenbedingungen und Anforderungen so ge-
stalten, dass ihnen mit geringstmöglichem Zeitaufwand 
entsprochen werden kann.

Kritische Ressource: Personal
Der um sich greifende Fachkräftemangel macht auch vor 
dem Installations-, Betriebs- und Wartungspersonal keinen 
Halt. Allein aufgrund der Anzahl der zu installierenden An-
lagen kann dies Verzögerungen zur Folge haben, die sich 
wiederum kaskadierend auf Folgemaßnahmen und damit 
die gesamte Geschwindigkeit der Netzertüchtigung aus-
wirken. Zusätzlich erhöht die zunehmende Digitalisierung 
der Energienetze den Bedarf an Fachkräften für software-
seitige Aufgaben, was eine Abhängigkeit vom ohnehin 
schon sehr umkämpften Markt der IT-Fachkräfte schafft. 
Dieser perspektivische Mangel lässt sich auch nicht allein 
durch die Erhöhung finanzieller Aufwendungen substitu-
ieren. Innerbetriebliche Maßnahmen, die Personalkapazi-
täten entlasten (z. B. Automatisierung etc.), können einen 
kleinen Beitrag zur Schonung der Personalressourcen leis-
ten. Wichtiger ist jedoch, die Personalgewinnung stetig vo-
ranzutreiben und bereits heute geeignete Ausbildungs- und 
Anreizprogramme anzubieten. Die frühzeitige Einbindung 
des Handwerks, von Ausbildungsbetrieben sowie von (du-
alen) Hochschulen und Universitäten ist hier unabdingbar. 
Sowohl Landes- als auch Bundespolitik sind angehalten, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten (wie etwa durch eine ziel-
gerichtete Bildungspolitik, Ausbildungskampagnen und 
Kooperationsangebote an Wirtschaft und Ausbildungsins-
titutionen) den Personalmangel zu adressieren.

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0
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Kritische Ressource: Hardware
Die Verfügbarkeit von Hardwarekomponenten ist ein kri-
tisches Element für die Umsetzung intelligenter Energie-
netze. Allein die hohe Anzahl an Installationen bedingt 
einen hohen Bedarf an IKT-Komponenten. Auch wenn die 
IKT-Endprodukte (wie z. B. SMGW, Messhardware für Orts-
netzstationen, Wärmepumpen) nicht durch konkurrierende 
Sektoren nachgefragt werden, besteht bezüglich ihrer Bau-
teile (insbesondere ICs) extreme Konkurrenz zu weiteren 
Industriezweigen. Aufgrund der globalen Aufstellung der 
Lieferketten sind diese auch anfällig für nicht vorhersehba-
re Schockereignisse, die rasch zu Lieferengpässen führen 
können. Neben einer wirtschaftlich robusten Aufstellung 
der Lieferketten sind auch politische Maßnahmen notwen-
dig, wie z. B. die Schaffung von Anreizen zur Verlagerung 
der Produktion benötigter Bauteile in sichere Regionen  
(z. B. die EU) sowie die gezielte Ansiedelung von Zuliefer-
betrieben vor Ort.

Kritische Ressource: Finanzielle Mittel
Die begrenzte Verfügbarkeit finanzieller Ressourcen ist 
auch bei der Umsetzung von Smart Grids ein limitieren-
der Faktor. Der Investitionsbedarf, der für die Umsetzung 
der Energiewende in den Energienetzen, besonders in den 
Verteilnetzen, für Netzoptimierungs-, Verstärkungs- und 
Umsetzungsmaßnahmen anfällt, kann mit der aktuellen Fi-
nanzierungsstruktur von Verteilnetzbetreibern nicht umge-
setzt werden. Für alle Akteure ist Planungssicherheit durch 
einen stabilen regulatorischen Rahmen zwingend erforder-
lich, um Investitionshemmungen zu vermeiden. Um der 
Finanzmittelknappheit entgegenzutreten, gilt es weiterhin, 
Synergie- und Skaleneffekte bei der operativen Gestaltung 
intelligenter Energienetze zu nutzen. So sollen ausschließ-
lich Komponenten verbaut werden, die „Smart Grid Ready“ 
sind, um so Fehlinvestitionen zu vermeiden. Um die flä-
chendeckende Digitalisierung der Übertragungs- und Ver-
teilnetze voranzutreiben, ist außerdem eine konsequente 
Anreizregulierung nötig. So basieren IT-Lösungen zuneh-
mend auf Open Source- und Cloudanwendungen, was 
den OPEX-Anteil der IT-Kosten deutlich steigert und auch 
bei Digitalisierungsmaßnahmen in Bezug auf die Energie-
netze zu steigenden Kosten führt. Die Regulierung muss 
sich den immer kürzeren Entwicklungszyklen im IT-Bereich 

anpassen, um volkswirtschaftlich sinnvolle Maßnahmen 
nicht aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen zu verzögern. 
Es gilt, auf eine Anerkennung von OPEX-intensiven Inves-
titionen in Innovation und Digitalisierung hinzuwirken. Fi-
nanzielle Mittel sind somit nicht nur insgesamt, sondern in 
Bezug auf die Art der Zuwendung und deren Verwendungs-
möglichkeiten als kritische Ressource zu sehen.

Herausforderung: Mangelnde Interoperabilität
Bislang besitzen viele Netzkomponenten sowohl hard-
ware- als auch softwareseitig eine große Anzahl unter-
schiedlich aufgebauter Kommunikations- und Steuerungs-
kanäle sowie eingesetzter Protokolle und Netzmodelle. 
Um die Interoperabilität der Systeme und die Interaktions-
fähigkeit der intelligenten Netze sicherzustellen, gilt es, 
die Standardisierung der Schnittstellen voranzutreiben. 
Dies schließt die Standardisierungs- und Normungsarbeit 
der zuständigen Gremien, insbesondere des VDE und des 
BMWK/BSI, ein. Ebenso erhöht die konsequente Nutzung 
frei verfügbarer Schnittstellen („open source“) und konsen-
suell geschaffener Standards wie z. B. EEBUS die System-
interoperabilität. Von zentraler Bedeutung ist außerdem 
die Anbindung sämtlicher Kundenanlagen an ein kunden-
seitiges Energiemanagementsystem, welches die Maß-
nahmen bündelt und mit dem SMGW angebunden werden 
kann. Dadurch sind netzseitig lediglich die Netzanschluss-
punkte zu betrachten, was zu einer deutlichen Reduktion 
der Komplexität des Gesamtsystems führt. Die Bundes- 
und Landespolitik ist aufgefordert, durch die Unterstüt-
zung von Standardisierungsbemühungen die Interoperabi-
lität der Systeme zu verbessern.

Herausforderung: Digitalisierung
Der Begriff „Intelligente Energienetze“ verweist auf den As-
pekt, dass bislang passive Systemkomponenten der Netze 
mittels aktiver Sensorik, Datenverarbeitung und Aktorik 
ausgestattet und vernetzt werden. Damit werden die phy-
sischen Netze auf Basis von Daten abbild- und steuerbar, 
es findet eine Digitalisierung der Energienetze statt. Die 
Digitalisierung ist jedoch kein Selbstzweck: Sie ermöglicht 
durch die Datenerfassung eine größere Transparenz der 
Netzzustände und darauf basierend eine differenziertere 
Netzführung, schnellere Reaktionen etc. Neben der Imple-

   Smart Grid Ready   

„Smart Grid Ready“ bedeutet, dass Hardware (und ggf. auch Software), auch wenn sie noch nicht direkt in die intelligen-
ten Energienetze integrierbar ist, so ausgelegt sein soll, dass eine spätere Anbindung möglich ist. Die Beachtung dieses 
Prinzips hilft Fehlinvestitionen (sog. „stranded investments“) zu vermeiden.
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mentierung der technischen Komponenten (hard- und soft-
wareseitig) beinhaltet die Digitalisierung der Energienetze 
die weitere Nutzung der generierten Daten. Es findet somit 
eine Neugestaltung von Betriebsprozessen mit integrierter 
Datennutzung und -verarbeitung statt. Das IT-Management 
wird dadurch zu einer zentralen Komponente der Ener-
gienetze. Die Landes- und Bundespolitik ist aufgefordert, 
dies durch einen eindeutigen regulatorischen Rahmen zu 
unterstützen. Die Rahmenbedingungen der Datennutzung 
müssen rechtlich so gestaltet werden, dass Datenschutz-
bedürfnisse erfüllt werden, gleichzeitig jedoch eine ange-
messene und zielführende Verarbeitung und Nutzung der 
Daten möglich ist. 

Herausforderung: Regulatorische Hürden
Rechtliche und regulatorische Anpassungen sind an vielen 
Stellen notwendig, um den effizienten Einsatz von Smart 
Grids zu gewährleisten. Regulatorische Anpassungen ha-
ben in Deutschland jedoch sehr lange Vorlaufzeiten. Daher 
besteht heute schon Handlungsbedarf, um den rechtlich 
abgesicherten flächendeckenden Einsatz von Smart Grid-
Technologien, -Produkten und -Dienstleistungen in den 

folgenden Jahren zu gewährleisten. Auch gilt es, eine Ver-
ringerung der administrativen Anforderungen zu erwirken. 
Auch wenn eine völlige Komplexitätsreduktion schwer 
machbar ist, gilt es dennoch, den Komplexitätsgrad sowie 
den (zeitlichen) Aufwand von Legislations- und Verwal-
tungsakten größtmöglich zu reduzieren. Als Good-Prac-
tice-Beispiel kann hier die Novellierung des § 14a EnWG 
bzw. des Steuerbare-Verbrauchseinrichtungen-Gesetzes 
angesehen werden, die durch die Verordnungsermächti-
gung ein wesentlich schnelleres Agieren ermöglicht. Der 
aktuelle rechtliche Rahmen wird nicht zuletzt aufgrund sei-
ner Komplexität als innovationshemmend angesehen. Hier 
gilt es, „Experimentierklauseln“ ähnlich der SINTEG-Verord-
nung12 und darüber hinausgehend auszubauen, um neue 
Ansätze rechtssicher erproben zu können. Wichtig ist für 
alle befassten Akteure zudem eine Erwartungssicherheit 
bezüglich des gesetzlichen Rahmens, damit in Anbetracht 
großer Investitionssummen nicht Unsicherheiten zu Aus-
bauverzögerungen führen. Als Negativbeispiel kann hier 
der Smart Meter Rollout angesehen werden, welcher bei 
den beteiligten Akteuren für große Erwartungsunsicherhei-
ten sorgte.
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3 �Handlungsfeld I:  
Netz und Markt verbünden

Die Gestaltung intelligenter Energienetze beinhaltet ne-
ben technischen Entwicklungen auch deren Implemen-
tierung sowie die Einbindung in Geschäftsprozesse. Das 
Handlungsfeld „Netz und Markt verbünden“ greift diese 
Verknüpfung auf. Der Terminus „verbünden“ signalisiert, 
dass bislang häufig getrennt betrachtete Bereiche wie 
Hard- und Softwareentwicklung, Prozesse sowie Vergü-
tungs- und Marktmodelle bereits im Kontext gedacht und 
gemeinsam entwickelt werden müssen.

Für das Handlungsfeld wurden die folgenden vier Ziele 
identifiziert, welche verschiedene Ebenen der Verbindung 
von Energienetzen, Vergütungsmodellen und Prozessen 
beinhalten:

•	 Hinreichende Netztransparenz muss geschaffen 
werden (Kapitel 3.1)

•	 Netzführung muss (teil-)automatisiert werden  
(Kapitel 3.2)

•	 Variable Energie-/Leistungstarife bzw.  
-bepreisungen müssen flächendeckend zur Verfü-
gung stehen (Kapitel 3.3)

•	 System- und netzdienliche Flexibilitäten müssen 
wirtschaftlich zu heben und in ausreichendem  
Maße verfügbar sein (Kapitel 3.4)

Diese vier Zielsetzungen sind nicht isoliert zu betrach-
ten, vielmehr greifen sie unmittelbar ineinander. So ist 
die Schaffung einer hinreichenden Netztransparenz Vor-
aussetzung für weitere Maßnahmen. Die (Teil-)Automa-
tisierung der Netzführung wiederum ermöglicht eine Op-
timierung des System- und Engpassmanagements und 
erleichtert die Hebung und den Einsatz netzdienlicher 
Flexibilitäten. Eine variable Energiebepreisung erlaubt 
Endverbraucherinnen und -verbrauchern eine wirtschaft-
liche Optimierung und incentiviert zudem die Bereitstel-
lung von Flexibilitäten.

In den folgenden Unterkapiteln werden die Teilaspekte im 
Hinblick auf die zugrunde liegenden Herausforderungen 
diskutiert. Daraus werden die jeweiligen Zielsetzungen 
und die dafür notwendigen Maßnahmen abgeleitet und 
gegebenenfalls Forderungen an die Landes- und Bundes-
politik formuliert.

3.1 Hinreichende Netztransparenz schaffen                                                                               

Herausforderungen
Um Energienetze effizient zu führen, ist eine größtmögli-
che Kenntnis des Netzzustandes notwendig. Derzeit stel-
len die Lastflüsse in den Verteilnetzen in vielen Netzge-
bieten noch eine Black Box dar. Im Hinblick auf die stark 
steigenden Leistungsanforderungen (u. a. durch Wallbo-

xen und Wärmepumpen), die wachsende Leistung dezen-
traler Einspeisung im Verteilnetz (z. B. durch PV-Anlagen) 
und die daraus resultierenden wechselhaften und größe-
ren Netzlasten ist die Schaffung von hinreichender Netz-
transparenz notwendig. Diese ermöglicht es, die Netzfüh-
rung noch genauer auf die verschiedenen Lastzustände 

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0
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Zielsetzungen
Um das langfristige Ziel der hinreichenden Netztranspa-
renz (Z 1) zu erreichen, gilt es, bereits heute alle Maßnah-
men im Bereich der Verteilnetze darauf auszurichten. Der 
Zeitrahmen ist in Anbetracht der Vielzahl der dafür notwen-

digen Installationen gering bemessen, vollständige Netz-
transparenz lässt sich in der Kürze der Zeit nicht erreichen. 
Hier muss der pragmatische Ansatz gewählt und auf hin-
reichende Netztransparenz hingearbeitet werden.

Maßnahmen
Eine vollständige Analyse der bestehenden Netztopolo-
gie und eine Evaluierung der zukünftigen Bedarfe (M 1.1) 
bildet die Grundlage für eine strategische Platzierung von 
Messtechnik im Netz, wo sie am dringendsten benötigt 
wird. Um hinreichende Netztransparenz zu erreichen, ist 
die Installation von Messtechnik sowohl an Hausnetzan-
schlüssen (Smart Meter) (M 1.2) als auch an Ortsnetztrans-
formatoren notwendig (M 1.3). Neben der Ertüchtigung der 

Niederspannungsnetze im Elektrizitätssektor gilt es, auch 
die Gasverteilnetze mit intelligenter, fernauslesbarer Brenn-
wertmessung auszustatten, um auch hier den Netzzustand 
zukünftig transparent erfassen zu können (M 1.2). 

Wichtig für die Netzzustandserfassung und die drahtlose 
Übermittlung der gemessenen Daten ist im Vorfeld und par-
allel der Ausbau der Kommunikationsnetze (5G + 450 MHz). 

auszurichten und Netzengpässe zu vermeiden. Pragma-
tisches Vorgehen ist in Anbetracht der Vielzahl der Ein-
zelinstallationen und des knappen Zeitrahmens erforder-
lich. Schließlich ist eine hinreichende Netztransparenz 
Voraussetzung für die Erreichung der weiteren Ziele wie 
der (teil-)automatisierten Netzführung (Kapitel 3.2), der 

wirtschaftlichen Hebung von Flexibilitäten (Kapitel 3.4) 
sowie der konsequenten Umsetzung der Sektorkopplung 
(Kapitel 4). Ebenso ist die Installation von Smart Metern 
Voraussetzung für die Nutzung variabler Energiebeprei-
sung (Kapitel 3.3).

   Hinreichende Netztransparenz   

Hinreichende Netztransparenz bedeutet, dass eine ausreichend große Anzahl an Messeinrichtungen installiert wird. 
Die verbliebenen „blinden Flecken“ werden mittels statistischer Modelle simuliert. Die Frage, ab wann „ausreichend“ 
Messeinrichtungen vorhanden sind, lässt sich nicht pauschal beantworten, da dies von den jeweiligen Netzgegeben-
heiten abhängig ist. Faustregeln wie 80% Messung und 20% Interpolation sind möglich, letztlich muss die Anzahl der 
erforderlichen Messpunkte jedoch von den jeweiligen Netzbetreibern angepasst an die lokalen Gegebenheiten der 
Netzgebiete festgelegt werden.

2023 20252024 2026 2027 2028 2029 2030

Z 1:
Hinrei-
chende 
Netztrans-
parenz

M 1.3: 
Installation Messtechnik
in der NS (ONS)

M 1.1: 
Bedarfsanalyse  
Netztransparenz 

M 1.4: 
Kommunikationsmöglichkeiten
(5G + 450 MHz) werden aufgebaut 

M 1.5: 
Daten-Modelle zur  
Simulation des Netzes

M 1.2: 
Installation Messtechnik
in der NS + Gasverteilnetzen (Smart Meter Rollout)

M 1.6:
Optimierung u. a. von:
-  Hardwareinstallationen 

(ONS, NAP)
- Datenerfassung
- Simulation
- Prognose

Abbildung 1: Maßnahmen zur Schaffung hinreichender Netztransparenz
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Die 450 MHz-Technik ist besonders relevant, da sie unab-
hängig von öffentlich zugänglicher Infrastruktur betrieben 
werden kann und so eine geringere Vulnerabilität aufweist 
(M 1.4).

Um hinreichende Netztransparenz zu erreichen, ist nicht an 
jedem Netzanschlusspunkt und jeder Ortsnetzstation die 
Installation von Messtechnik notwendig. Stattdessen ist 
eine strategische Verteilung der Installationspunkte erfor-
derlich, sodass die verbliebenen „blinden Flecken“ anhand 
der verfügbaren Daten durch statistische Modellbildung 
aufgelöst werden können (M 1.5). Weiterhin kann mithilfe 
dieser Modelle die Effizienz zukünftiger Netzausbaumaß-
nahmen erhöht werden, indem bessere Prognosen und Si-
mulationen möglich sind. 

Wichtig hierbei ist, dass die Daten allen relevanten Akteu-
ren zur Verfügung gestellt werden. So müssen beispiels-
weise Smart-Meter-Daten von Messstellenbetreibern an 
die Verteil- und ggf. Übertragungsnetzbetreiber übergeben 
werden, um eine größtmögliche Transparenz über die Netz-
ebenen hinweg herzustellen. Smart Meter dienen weiterhin 
der Steuerung von Anlagen im Hausbereich (z. B. über das 
Heim-Energiemanagementsystem) und sind damit für die 
Sektorkopplung sowie die Nutzung variabler Energiebe-
preisung relevant (siehe Kapitel 3.3).

Sobald eine hinreichende Netztransparenz erreicht ist  
(Z 1), soll der Fokus auf die Optimierung der Netzmodelle 
und der Hardwareinstallationen gesetzt werden (M 1.6). 
Dies beinhaltet die Optimierung der Datenmodelle durch 
Training mit mehr Datenpunkten und die Verbesserung der 
Prognose-Fähigkeiten. Ebenso gemeint ist eine Verbesse-
rung und Erweiterung der Hardwareinstallationen in Orts-
netzstationen und an Netzanschlusspunkten. 

•	 Die notwendige Unterstützung seitens der Legislation sowie der Regulierungs- und Aufsichtsbehörden betrifft 
insbesondere die Schaffung von Rechtssicherheit durch stabile regulatorische Rahmenbedingungen (vgl. Situa-
tion des Smart Meter Rollout nach dem Beschluss des OVG Münster13).

•	 Die Landes- und die Bundesregierung müssen konsequent sicherstellen, dass keine Rechtsunsicherheiten ent-
stehen, da diese das Handeln der Akteure verzögern.

•	 Eine konsequente Anreizregulierung soll die benötigten Investitionen ermöglichen (so z. B. die Möglichkeit, den 
OPEX-Anteil bei Netzinvestitionen zu vergrößern).

•	 Aufgrund der großen Anzahl an Einzelinstallationen (z. B. Smart Meter Rollout und Messtechnik an ONS) und 
vieler organisatorischer und legislatorischer Maßnahmen gilt es, schnellstmöglich zu starten.

•	 Die Vielzahl der Installationen erfordert ausreichende Kapazitäten an Personal und die Verfügbarkeit der zu ver-
bauenden Hardware.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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3.2 Netzführung (teil-)automatisieren                                                                                              

Herausforderungen
Durch die rapide steigende Anzahl dezentraler Erzeugungs- 
und Verbrauchsanlagen wachsen die Komplexität der 
Energienetze und die an sie gestellten Leistungsanforde-
rungen stark. Die Netzführung teilweise zu automatisieren, 
indem unterliegende Prozesse, wo möglich, automatisiert 
werden, erlaubt es, mit der steigenden Komplexität der 
Energienetze gegenüber einer rein manuellen Netzführung 
besser umzugehen. Weiterhin ermöglicht die (Teil-)Auto-
matisierung die Hebung und den Einsatz von Flexibilitäten 
aller Größenordnungen, um diese, wo effizient möglich, 

auch mittels wirtschaftlicher Allokationsmechanismen 
netzdienlich einzusetzen (sog. marktbasierte Flexibilitäts-
angebote) (siehe Kapitel 3.4).

Zielsetzungen
Die umzusetzende (Teil-)Automatisierung bezieht sich 
zum einen auf Vorgänge innerhalb einzelner Netze (Z 2.1) 
und ist zum anderen auch netzübergreifend (Z 2.2) zu ver-
stehen. Mit der Realisierung dieser Ziele wird auch die He-
bung und Einbindung von Flexibilitäten für die Stromnetze 
vereinfacht (Z 2.3).

Maßnahmen
Neben der technischen Interoperabilität kommen bei der 
(Teil-)Automatisierung noch organisatorische und rechtli-
che Aspekte hinzu.14 Involvierte Akteure sollen deshalb zu-
nächst eine Evaluation (M 2.1) durchführen, um zu prüfen, 
welche dieser Aspekte relevant sind, mit welchen Akteuren 
Abstimmungen getroffen werden müssen etc.

Weiterhin müssen Interoperabilitätskriterien definiert wer-
den, um Interoperabilität z. B. bereits beim Stammdaten-
austausch zu gewährleisten (M 2.2). Diese Kriterien sol-
len im großen Kreis der Netzbetreiber diskutiert und zum 
Konsens werden, um eine möglichst große Kompatibilität 

zu schaffen. Die Implementierung der Hard- und Software 
sowie der Prozesse im eigenen Netzbereich soll sich für 
alle Netzbetreiber anschließen (M 2.3).

Der Charakter von Smart Grids zeichnet diese als „System 
of Systems“ aus: Aus der rechtlichen, organisatorischen 
und technischen Abgrenzung der verschiedenen Netze re-
sultiert deshalb die Herausforderung der Abstimmung der 
Netzbetreiber über Netzgrenzen hinaus. Die notwendige 
und parallel stattfindende Implementierung der netzbe-
reichsübergreifenden (teil-)automatisierten Netzführung 
(M 2.4) baut teilweise darauf auf, erfordert jedoch auch 
über die Technik hinausgehende Abstimmungsprozesse 
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M 2.3:
Implementierung Hard-/Software +
Prozesse für (Teil-)Automatisierung
im eigenen Netzgebiet

M 2.5: 
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schnittstellen, -übergabe-
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M 2.6: 
Evaluierung rechtlicher 
Aspekte (Datenschutz, 
Datenhoheit etc.)

M 2.4:
Implementierung netzbereichs-
übergreifender Netzführung
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M 2.1:
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Netzführung

M 2.2:
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liche
Optimie-
rung

Abbildung 2: Maßnahmen zur (teil-)automatisierten Netzführung
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vertraglicher und organisatorischer Natur (M 2.6). Auf-
grund der Zuständigkeit verschiedener Netzbetreiber gilt 
es, die technische Übergabe von Daten und Steuersignalen 
auf Hardware-/Software- und Protokollebene zu definieren 
(M 2.5), die organisatorischen Prozesse zur Datennutzung 
anzustoßen und die dabei entstehenden Rechtsfragen in 
Bezug auf Datenschutz und Datenhandling zu klären. Um 
die Übergabe- und Abstimmungsprozesse zu forcieren, 
sollen weitestgehend standardisierte Datenmodelle ein-
gesetzt werden, wie beispielsweise auf Übertragungsnetz-
ebene bereits vorhanden. Weitergehende Abstimmungs- 
und Übergabeprozesse sind nicht zuletzt bei den durch 
Smart Meter generierten Daten zu erwarten. Diese wer-
den an die zuständigen Messstellenbetreiber gesendet, 
können von den Netzbetreibern jedoch auch für Automa-
tisierungsprozesse und in der Folge für die Flexibilitäten-
hebung genutzt werden. Die Steuerung von Flexibilitäten 
kann beispielsweise über den CLS-Proxy-Kanal der Smart 
Meter Gateways erfolgen, wie im Verbundprojekt C/sells15 
demonstriert.16 An das Erreichen der (Teil-)Automatisie-

rungsziele schließt sich die system- und netzdienliche (M 
2.7) sowie die wirtschaftliche Optimierung (M 2.8) an.

Durch die Automatisierung unterlagerter Prozesse lässt 
sich im Idealfall eine Reduktion der Systemkomplexität 
erreichen, da Anlagen (z. B. an einem Netzanschluss-
punkt mittels SMGW) kumuliert werden. Über Schnittstel-
len, wie vom Smart Meter Gateway bereitgestellt, lässt 
sich perspektivisch auch eine Steuerung der Anlagen auf 
unterster Ebene im Netz erreichen (z. B. im Rahmen von 
Notsituationen), ohne dass jede Anlage einzeln angesteu-
ert werden muss. Nicht zuletzt lassen sich durch automa-
tisierte Abstimmungsprozesse (z. B. aufgrund besserer 
Netzzustandsprognosen) verbesserte Reaktionszeiten zur 
Vermeidung bzw. Beseitigung kritischer Netzzustände er-
reichen, wodurch sich das Netzengpassmanagement auf-
grund einer verbesserten Koordination der VNB und ÜNB 
sowie der Zugriffsmöglichkeit auf Flexibilitäten effizienter 
gestalten lässt.

•	 Die Politik muss ein Umfeld schaffen, welches den Dialog und die Kooperation zwischen den Akteuren  ermög-
licht und anregt.

•	 Die Politik soll Standardisierungsprozesse fördern und unterstützen.
•	 Abstimmung ist hier zwischen den Akteuren, insbesondere Netzbetreibern, Messstellenbetreibern, EVU sowie 

Flexibilitätsbereitstellern notwendig. Im Kontext des Engpassmanagements gibt es z. B. die Netzsicherheits-
plattform DA/RE17, die allen Netzbetreibern offensteht und eine Koordination ermöglicht.

•	 Für andere Systemdienstleistungsprodukte kann die Initiierung eines Stakeholderdialogs zur Involvierung der 
Beteiligten und eine übergreifende Evaluation der Anforderungen sinnvoll sein.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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Herausforderungen
Variable Energie- bzw. Leistungstarife dienen der Invol-
vierung von Kundinnen und Kunden, um perspektivisch 
Flexibilitäten auf dieser Basis zu heben. Sie ermöglichen 
eine wirtschaftliche Optimierung des Verbrauchs im Ver-
gleich zu Einheitstarifen, indem die Endkundinnen und 
-kunden ihr Energienutzungsverhalten an das Preisgefüge 
anpassen. Die Hebung impliziter Flexibilitäten wird mög-
lich, indem die gezielte Setzung wirtschaftlicher Anreize 
als Steuerungselement genutzt wird. So kann über flexible 
Tarifzeitvorgaben eine Lastverlagerung im Endkundenbe-
reich erreicht werden. Durch die Verfügbarkeit variabler 
Tarife kann auch der Mehrwert von Smart Metern für Ver-
braucherinnen und Verbraucher herausgestellt werden. 

Bislang sind variable Tarife nicht flächendeckend für 
Endverbraucherinnen und -verbraucher verfügbar. Eine 
Herausforderung bei der flächendeckenden Gestaltung 
variabler Tarife stellt die Vielzahl von Preisbestandteilen 
dar, welche nicht alle beliebig verändert werden können. 
So muss zwischen gesetzlich festgelegten Preisbestand-
teilen (wie z. B. NNE und Konzessionsabgaben) und dyna-

misierbaren Preisbestandteilen unterschieden werden. Um 
dieses Instrument zu gestalten, gilt es weiterhin zu klären, 
in welcher Dimension die Variabilität der Tarife liegt. Ob 
z. B. festgelegte Zeiträume unterschiedlich bepreist oder 
eine Dynamisierung des Preises in Echtzeit stattfinden 
soll. Denkbar ist ebenso eine Preisanpassung anhand der 
Leistungsanforderung.
Weiterhin ist die Frage zu stellen, in welchem Sinne die 
Optimierung durch die variablen Tarife erfolgen soll: Sollen 
systemdienliche Anreize gesetzt werden oder soll primär 
eine wirtschaftliche Optimierung beim Endkunden stattfin-
den? Wichtig ist bei Letzterer, dass wirtschaftliche Anreize 
nicht zu für die Netze dysfunktionalem Verhalten führen 
dürfen.

Zielsetzungen
Langfristiges Ziel ist die flächendeckende Verfügbarkeit 
variabler Energiebepreisung (Z 3.1), um den Kundinnen 
und Kunden Wahlmöglichkeiten zu geben und perspekti-
visch eine wirtschaftliche Incentivierung von Flexibilitäten-
bereitstellung (z. B. verschiedene EV-Ladegeschwindigkei-
ten) zu ermöglichen (Z 3.2).

3.3 Variable Energie-/Leistungstarife verfügbar machen                                                             

Maßnahmen
Um die flächendeckende Verfügbarkeit variabler Tarife 
seitens der EVU sicherzustellen, benötigen diese eine va-
lide Datengrundlage der Verbrauchsdaten, die in der Regel 
mittels Smart Meter erfasst werden. Hier sind wiederum 
die Schritte der technischen und organisatorischen Daten-
übergabe, der Datenhoheit und des Datenschutzes zu 
klären, die bereits in Kapitel 3.1 und 3.2 erläutert wurden.  
Variable Tarife, welche im ersten Schritt nur der individu-
ellen Preisoptimierung dienen, sind teilweise bereits ver-
fügbar (M 3.1). Diese sollen zukünftig flächendeckend 
angeboten werden, um Endverbraucherinnen und -verbrau-

chern eine wirtschaftliche Optimierung zu ermöglichen. 
Mittelfristig sollen diese Tarife mit Anreizwirkung für sys-
tem- oder netzdienliches Verhalten angeboten werden (M 
3.2). Perspektivisch können im Massenmarkt die im Mess-
stellenbetriebsgesetz vorgesehenen Mechanismen der lo-
kalen Vorverarbeitung (z. B. bei der Tarifierung) sowie der 
pseudonymisierten Übertragung von Daten an die Netzbe-
treiber zur Anwendung kommen. 

Denkbar ist ebenso die Verknüpfung einer variablen Be-
preisung mit der Hebung von Flexibilitäten durch eine 
Steuerung von Verbrauchsanlagen. Dabei müssen keine 
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Abbildung 3: Maßnahmen, um flächendeckende Verfügbarkeit variabler Energietarife zu gewährleisten
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Einzelanlagen angesteuert werden. Eine Einbindung in ein 
HEMS ist ebenso möglich und erlaubt die kumulierte An-
steuerung zur Komplexitätsreduktion. Bei größeren Las-
ten kann unter anderem über das Smart Meter Gateway 
und den CLS-Proxy-Kanal seitens des Netzbetreibers, der 

Aggregatoren, Service Provider und EVU im Rahmen ver-
traglich vereinbarter Maßnahmen auf Großgeräte in den 
Haushalten zugegriffen werden (siehe Kapitel 3.4). Im 
Gegenzug dafür erhalten die Kundinnen und Kunden eine 
attraktivere Bepreisung. 

3.4 System- und netzdienliche Flexibilitäten wirtschaftlich heben                                            

Herausforderungen
Last- und Einspeiseflexibilitäten sind wesentliche Ele-
mente, um die steigende Volatilität in den Netzen zu kom-
pensieren, die steigenden Leistungsanforderungen aus-
zugleichen und damit im systemdienlichen Einsatz die 
Netzfrequenz und Spannung stabil zu halten. Außerdem 
wird der netzdienliche Einsatz von Flexibilitäten verschie-

dener Größenordnungen im Netzengpassmanagement 
durch verbesserte Netztransparenz (siehe Kapitel 3.1) und 
(teil-)automatisierte Netzführung (siehe Kapitel 3.2) deut-
lich effizienter gestaltet, teilweise erst ermöglicht. Ebenso 
gilt es, die verschiedenen Sektoren der Energienutzung 
an die Stromnetze anzubinden, um Flexibilitätspotenzia-
le auch in anderen Sektoren zu heben (siehe Kapitel 4).  

•	 Die Politik ist angehalten, die Preisbestandteile so zu gestalten, dass variable Tarife wirtschaftlich umsetzbar 
sind.

•	 Die Anforderungen an die Akteure sind vornehmlich im Bereich der Datenübertragung sowie des  
Datenhandlings zu finden. Neben der Übertragung von Netzzustandsgrößen oder Preissignalen kommen  
ebenso neue prozessorale Anforderungen zu den bisherigen Kooperationen hinzu.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    

2023 20252024 2026 2027 2028 2029 2030

M 4.1: 
Evaluierung, Flexibilitäts-
bedarf und -potenziale

M 4.5: Hebung von
Flexibilitäten über
definierte TAF der SMGW

M 4.4: 
Rahmen für
Nutzung
von Smart-
Meter-Daten 
wird 
definiert

Z 4.1:
Kleinflexi-
bilitäten 
können 
wirt-
schaftlich 
gehoben 
werden

Z 4.2: 
Kleinflexi-
bilitäten 
können 
system- 
und netz-
dienlich 
eingesetzt 
werden

M 4.9: 
Optimie-
rung des 
system- 
und netz-
dienlichen 
Einsatzes
+ der
wirtschaft-
lichen 
NutzungM 4.2: 

Regula-
torische 
Anpassun-
gen

M 4.6: Anlagensteuerung
über CLS-Proxy zur 
Hebung von Flexibilitäten

M 4.3:
Speicherkapazitäten (Kurz-, Mittel-, Langzeit) werden installiert

M 4.8:
Einbindung der Wärmeversorgung in Flexibilitätenhe-
bung (lastseitig)

M 4.7:
Einbindung EV in Flexibilitätenhebung
(zuerst uni- und, wo verfügbar, bidirektional)

Abbildung 4: Maßnahmen zur wirtschaftlichen Hebung netz- und systemdienlicher Flexibilitäten
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Der umfassende Einsatz von bzw. Zugriff auf Flexibilitäten 
erfordert auch eine breitere Einbindung von Akteuren wie 
Liegenschaftsbetreibern oder Bürgerinnen und Bürgern 
(siehe Kapitel 6).  

Zielsetzungen
Ziel ist, dass Flexibilitäten auf allen Netzebenen gehoben 
werden können und zudem in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stehen. Dies beinhaltet sowohl system- als 
auch netzdienliche Flexibilitätenverfügbarkeit. In wel-
cher Größenordnung Erzeugungs- und Lastflexibilitäten 
verfügbar sein müssen, um als „ausreichend“ zu gelten, 
muss von den jeweiligen Netzbetreibern und zuständigen 
Regulierungsgremien definiert werden. Ziel ist einerseits, 
auch Kleinflexibilitäten wirtschaftlich zu heben (Z 4.1). Im 
nächsten Schritt sollen diese Flexibilitäten auch system- 
und netzdienlich eingesetzt werden (Z 4.2).

Maßnahmen
Die Evaluierung der eigenen Flexibilitätspotenziale, aber 
auch des eigenen Bedarfs an externen Flexibilitäten, stellt 
einen der ersten Schritte dar (M 4.1). Teilweise müssen 
jetzt die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für 
die Hebung von Flexibilitäten geschaffen werden (M 4.2). 
Beispielhaft für die notwendige Umsetzung ist die zuletzt 
erfolgte Reform des §14a EnWG mit einer Verordnungs-
ermächtigung. Gleichzeitig besteht Bedarf für die Reform 
weiterer Regulierungen wie z. B. §14c EnWG, die Einbin-
dung dezentraler Flexibilität im Rahmen des Redispatch 
2.0 etc.18 

Um den wirtschaftlichen Einsatz von Flexibilitäten zu for-
cieren, ist eine Weiterentwicklung der Vergütungsmodi 
notwendig. Die wirtschaftlichen Nutzungsarten müssen 
auf Basis von Ressourceneffizienz und niedrigen Transak-
tionskosten ausgewählt werden. Ebenso gilt es, geeignete 
regulatorische Anreize für dezentrale Akteure aus Haushalt, 
Gewerbe und Industrie zu schaffen, um vorhandene Flexibi-
litäten system-, netz- und marktdienlich einzusetzen.

Da Legislationsprozesse sich mitunter über Jahre ziehen, 
gleichzeitig der Handlungsdruck für die Umsetzung von 
Smart Grids jedoch sehr hoch ist, gilt es, die Diskussion 
über das zukünftige Marktdesign jetzt zu führen und die 
Gesetzgebungsprozesse anzustoßen. Erfahrungswerte 
aus bereits stattfindenden Maßnahmen (z. B. Redispatch 
2.0) und durchgeführten Projekten müssen dabei berück-
sichtigt werden. Verfahrensabkürzungen wie eine Verord-
nungsermächtigung können hier die Reaktionsfähigkeit 
der Administration deutlich erhöhen.

Neben den Flexibilitäten der gekoppelten Sektoren gilt es 
auch den netzdienlichen Einsatz von Speichern zu klären 
und diese zeitnah zu installieren (M 4.3). Insbesondere 
beim Einsatz von Speichern im Netz müssen zudem die 
Rahmenbedingungen geändert werden, sodass das Ein-
speichern von Energie nicht durch Verbrauchsabgaben 
belastet wird. Dann können auch Quartiersspeicher wirt-
schaftlich betrieben werden, auf welchen z. B. individuel-
le Energiekonten angelegt werden können. Bislang wur-
den Speicherlösungen häufig im Heimbereich angeboten 
und zur Eigenstromoptimierung genutzt. Hier ist im Sinne 
einer energetischen und wirtschaftlichen Optimierung zu 
klären, ob dieser Anreiz weiter gesetzt werden soll und 
ob die Effekte auch für das Gesamtsystem (nicht nur die 
Optimierung der Einzelanlage) gewünscht sind.

Um auch in den gekoppelten Sektoren Wärme und Ver-
kehr (siehe Kapitel 4.3) netzdienliches Verhalten sicher-
zustellen, müssen diese in ausreichendem Maße regel-
bar sein. Voraussetzung hierfür ist, dass die Erfassung 
und Nutzung der Smart-Meter-Daten auch auf Seiten der 
Messstellen- und Netzbetreiber definiert sind (M 4.4). 
Dies ermöglicht eine Steuerbarkeit der Anlagen (M 4.6) 
und gegebenenfalls weitere Einsatzfälle. Weitere Mög-
lichkeiten der Hebung von Flexibilitäten lassen sich über 
die definierten Tarifanwendungsfälle der Smart Meter 
Gateways realisieren (M 4.5). 

   Mögliche Einsatzarten von Flexibilitäten   

netzseitig
•	 Regelreserve
•	 Redispatch
•	 Blindleistungsmanagement
•	 Spitzenlastkappung
•	 Lokales Engpassmanagement

marktseitig
•	 Peer-to-Peer-Handel („P2P“)
•	 Bilanzkreis-Glättung
•	 Stromlieferanteile
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Da Lastflexibilitäten leichter verfügbar sind (M 4.7 und M 
4.8) als Einspeiseflexibilitäten, gilt es, letztere und system-
dienliche Batteriespeicher in ausreichendem Maße vorzu-

halten – insbesondere solange bidirektionales Laden von 
EV noch nicht flächendeckend verfügbar ist (M 4.7).

•	 Flexibilitäten, die system- oder netzdienlich eingesetzt werden können, gehören zu den wesentlichen Baustei-
nen, um die Herausforderungen der Energiewende (wie die Einspeisevolatilität der erneuerbaren Energien und 
Netzengpässe aufgrund großer Belastungen) zu bewältigen.

•	 Für die im Bereich tätigen Akteure, insbesondere Netzbetreiber, ergeben sich Herausforderungen sowohl techni-
scher als auch prozessualer und rechtlicher Natur. Neben der Installation von Speicherkapazitäten ist die Institu-
tionalisierung einer Kooperation mit Verbraucherinnen und Verbrauchern, wie im Bereich der Wärmeversorgung, 
und mit Mobilitätsanbietern relevant. Letztere können perspektivisch auch Einspeiseflexibilitäten bereitstellen.

•	 Die Landes- und Bundespolitik muss vornehmlich einen Rechtsrahmen schaffen, welcher es den Netzbetreibern 
ermöglicht, Flexibilitäten zu heben und wirtschaftlich einzusetzen. Die Regulierung hat hier verschiedene An-
satzpunkte, wie die Akteure hierbei unterstützt werden können.

•	 Die hohe Dynamik der Entwicklungen erfordert eine Verkürzung der Regulierungsprozesse. Ansätze, welche hier 
eine Straffung (beispielhaft: die Reform des §14a EnWG durch eine Verordnungsermächtigung der Bundesregie-
rung) und damit die deutlich schnellere Umsetzung der Reformen ermöglichen, werden ausdrücklich befürwortet.

•	 Wo möglich, soll auf eine Bereitstellung von Flexibilitäten hingewirkt werden, so z. B. mit wirtschaftlichen Anrei-
zen. Beispielhaft sei hier die Förderung von Ladesäulen/Wallboxen genannt: Diese soll seitens der Fördergeber 
so gestaltet sein, dass EV mit entsprechender Möglichkeit für bidirektionales Laden eingesetzt werden können. 
Nachdem immer mehr Fahrzeuge dazu fähig sind, sollen Fördermittel für Ladepunkte dies auch anreizen. So 
könnte eine Rückspeisefähigkeit von Wallboxen und Ladesäulen als Förderbedingung definiert werden, um bi-
direktionales Laden zu ermöglichen und somit langfristig die Verfügbarkeit von Flexibilitätsoptionen sicherzu-
stellen.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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Die verschiedenen Sektoren der Energienutzung wurden 
bislang meist getrennt betrachtet. Nur durch eine kon-
sequente Sektorkopplung kann eine Dekarbonisierung 
der Energienutzung in allen Sektoren erreicht werden. 
Die Fortschritte der Dekarbonisierung in den Sektoren 
sind unterschiedlich.19 Klar ist: Die Dekarbonisierung ver-
langt noch große Anstrengungen. Die Energienutzung 
verlagert sich von fossiler Verbrennung in großem Maße 
auf andere Energieträger, insbesondere Strom und per-
spektivisch grünen Wasserstoff. Nur durch die gezielte 
Verzahnung der Sektoren und eine intelligente Energie-
nutzung kann die Dekarbonisierung schnellstmöglich 
vorangetrieben werden. Smart Grids stellen hierfür das 
zentrale Verknüpfungselement dar, indem sie Energie-
flüsse transparent machen und deren effiziente Steue-
rung ermöglichen.

Die benötigte Energiemenge und der Bedarf an punktuell 
zur Verfügung stehender Leistung in den Stromnetzen 
können dadurch stark ansteigen. Insbesondere im Be-
reich der E-Mobilität zeichnet sich ein sehr starker Hoch-
lauf ab, der einen Ausbau der Ladeinfrastruktur fordert.20 
Während die gesamte Energiemenge eines elektrifizier-
ten PKW-Verkehrs mit beispielsweise 90-100 TWh für 
das Energiesystem keine Hürde darstellt, kann jedoch die 
Gleichzeitigkeit von Ladevorgängen in einzelnen Netzab-
schnitten eine Herausforderung für das Netzengpass-
management darstellen. Im Bereich der Wärmegewin-
nung zeichnet sich sowohl im industriellen als auch im 
Hauswärmebereich eine fortschreitende Elektrifizierung 
sowie eine Umstellung von Erdgas auf Wasserstoff ab. 
Smart Meter, Messtechnik an Ortsnetzstationen, private 
und öffentliche Ladepunkte sowie die Veränderungen in 

4 �Handlungsfeld II:  
Sektorkopplung konsequent denken

der Wärmegewinnung (z. B. mit Wärmepumpen) haben 
bei mehr als fünf Millionen Haushalten in den 1101 Kom-
munen Baden-Württembergs21 eine erwartbare Anzahl 
von Millionen Installationen zur Folge.

Smart Grids ermöglichen es, regenerativ erzeugte Ener-
gie durch Sektorkopplung effizienter in den Bereichen 
Elektrizität, Wärme und Verkehr einzusetzen. Um die 
Synergien der kombinierten Nutzung von regenerativ er-
zeugtem Strom, Biogas und H2 zu heben, ist eine konse-
quente Umsetzung von Smart Grids mittels intelligenter 
Erfassungs- und Steuerungselemente notwendig. Dies 
beginnt bereits bei der Planung der Energienutzung, um 
alle erforderlichen Komponenten vor Ort zu integrieren. 
Neben Strom wird zukünftig dem Einsatz von klimaneu-
tral erzeugtem H2 eine entscheidende Rolle zukommen. 
Durch Wasserstoff kann erneuerbare Energie in sehr gro-
ßen Mengen im Gasnetz gespeichert werden und dann 
insbesondere in der Industrie, im Wärmesektor und dem 
Verkehrsbereich zum Einsatz kommen. Im Sinne der Sek-
torkopplung gilt es, die Netze der verschiedenen Energie-
träger, wie auch die Verbraucherinnen und Verbraucher, 
intelligent miteinander zu verknüpfen und stets zu prü-
fen, welche Maßnahmen energetisch und im Rahmen der 
CO2-Gesamtbilanz vorteilhafter sind.

In den folgenden vier Unterkapiteln werden diese Aspek-
te diskutiert:

•	 Sektorkopplung muss konsequent in Planungspro-
zesse einbezogen werden (Kapitel 4.1)

•	 Strom, Wärme, Verkehr und H2 müssen technisch 
integriert werden (Kapitel 4.2)

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0



21Handlungsfeld  I I :  Sektorkopplung

•	 Marktintegration und die konsequente Hebung von 
Flexibilitäten (Kapitel 4.3)

•	 Die Integration von Wasserstoff in das Energiesys-
tem (Kapitel 4.4)

Diese Aspekte werden in den folgenden Unterkapiteln im 

Kontext der zugrunde liegenden Herausforderungen dis-
kutiert. Daraus werden jeweils Zielsetzungen und die da-
für notwendigen Maßnahmen abgeleitet. Weiterhin wer-
den Anforderungen an die Akteure sowie Forderungen an 
die Landes- und Bundespolitik formuliert.

Herausforderungen
Energienutzung wird bislang in den verschiedenen Sektoren 
sowohl planerisch als auch in der Umsetzung meist getrennt 
betrachtet. Dies beruht auf gewachsenen Denk-, Handlungs- 
und Organisationsmustern, welche eine Separation der Sek-
toren (hier insbesondere Elektrizität, Wärme und Verkehr) 
als gegeben betrachten. Die bereits eingeleiteten Reformen 
der Wärmeversorgung sowie des Verkehrswesens benö-
tigen jedoch eine intelligente Vernetzung dieser Sektoren 
mit den Strom- und Gas-/Wasserstoffnetzen. Diese Ver-
zahnung muss bereits in den ersten Entwicklungsphasen 
von Liegenschaften und Infrastruktur bedacht werden. Ein 
Beispiel hierfür ist die kommunale Umsetzung von Gebiets- 
und Quartiersentwicklungen, bei welchen die Einbeziehung 
von Energieaspekten in den ersten Planungsphasen bislang 
gar nicht vorgesehen ist. Dadurch sind mit Energiethemen 
befasste Akteure häufig nicht so präsent wie notwendig. Ge-
nauso muss bei der Sanierung bestehender Liegenschaften 
stets eine energetische Betrachtung einbezogen werden. 
Hierfür ist die Stärkung des Know-hows involvierter Akteu-

4.1 Sektorkopplung konsequent in Planungsprozesse einbeziehen                                          

re und ihre rechtzeitige Konsultation nötig. Dies schließt 
auch die engere Verzahnung und Datennutzung ein: So 
sollen die Wärmeplanungen der Kommunen sowie die Gas-
netzgebietstransformations- und Stromnetzplanungen der 
Verteilnetzbetreiber und Stadtwerke stärker verknüpft und 
beispielsweise auch anderen Akteuren zur Verfügung ge-
stellt werden, um den vorhandenen Datenbestand optimal 
zu nutzen. 

Neben der Kopplung vor Ort gilt es, die Sektoren auch für die 
überregionale Nutzung (z. B. im Rahmen von Fernwärme-
netzen und regionsübergreifender Flexibilitätenhebung) zu 
ertüchtigen. Um keinen dysfunktionalen Trade-off zwischen 
der Dekarbonisierung vor Ort und im Gesamtsystem ent-
stehen zu lassen, sondern beide Interessen in Einklang zu 
bringen, gilt es, die hierfür relevanten Akteure vor Ort und 
überregional einzubeziehen. Um all diesen Anforderungen 
gerecht zu werden, muss das Thema Sektorkopplung be-
reits frühzeitig in Planungsphasen für Projekte einbezogen 
werden.

   Akteure für die energetisch optimierte Quartiers-/Infrastrukturgestaltung   

•	 Kommunalverwaltung,  
ggf. Landkreis + Regionalverband

•	 Netzbetreiber, Messstellenbetreiber
•	 EVU/Stadtwerke
•	 Wohnbaugesellschaften vor Ort
•	 Projektentwickler/Projektierer/Architekturbüros

•	 Investoren/Fördergeber
•	 regionale Energieagenturen
•	 zukünftige institutionelle Nutzer  

(wenn bekannt, ansonsten auf Verbandsebene  
z. B. IHK/Gewerbeverband)

•	 Energiegenossenschaften

Zielsetzungen
Das Ziel der konsequenten Verankerung der Sektorkopplung 
in Planungsprozessen erfordert das Aufbrechen der oben 
beschriebenen etablierten Denk- und Handlungsmuster, 
nach denen Strom, Wärme und Verkehr in der Regel getrennt 
betrachtet werden. Dazu muss sichergestellt werden, dass 
allen involvierten Akteuren die relevanten Schritte zur Be-
rücksichtigung der Energiethemen präsent sind (Z 5.1). Dies 
soll durch eine rechtliche Verankerung des Themas Energie 
in Planungsprozessen (Z 5.2) flankiert werden. Letztere ent-

bindet jedoch nicht von der zuvor genannten Informationsar-
beit, da der Rechtsrahmen keine Detailgestaltung vorgeben 
kann. Die Gestaltungsmacht und damit auch die Frage, ab 
welchen Planungsschritten Energiethemen berücksichtigt 
werden, liegt bei den Planenden und Umsetzenden, welchen 
die Möglichkeiten der energetischen Gestaltung bewusst 
sein müssen. Übergreifendes und langfristiges Ziel ist, dass 
Sektorkopplung bei allen Liegenschafts- und Infrastruktur-
planungen sowohl im Bestand als auch im Neubau mitge-
dacht und Klimaschutz konsequent umgesetzt wird (Z 5.3).
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Maßnahmen
Es bedarf eines gemeinsamen Leitbildes für das sektor-
übergreifende Energiesystem (M 5.1). Dabei gilt es, die 
verschiedenen Akteursgruppen – von Kommunal- und 
Liegenschaftsplanung, Architektur und Gebäudebau, Ins-
tallationspersonal bis hin zur späteren Nutzerschaft – zu 
sensibilisieren, um das Thema Energie frühzeitig einbrin-
gen zu können. Die Ansprache aller hierbei relevanten Ak-
teursgruppen (von der Planung über die Nutzung bis hin 
zur Abwicklung) ist notwendig, da fundamentale Änderun-
gen der jeweiligen Handlungsheuristik nur langsam in die 
Praxis übernommen werden (M 5.2). Neben der konkreten 
Verknüpfung der Wärmenutzung (z. B. P2H oder BHKWs) 
sowie von Ladepunkten für EV vor Ort muss genauso die 
gesamtsystemische Ebene betrachtet werden. So gilt es, 
auch überregionale bis landesübergreifende Effekte zu mo-
dellieren und stets zu klären, welche Energieverteilung und  
-übertragung aus Sicht des Gesamtsystems am effizientes-
ten ist. Dazu müssen bei der lokalen Liegenschaftsplanung 
auch überregional tätige Akteure involviert werden. 

Die Involvierung von Behörden und Ämtern soll gesetzlich 
geregelt werden, z. B. durch eine kommunale Klimaschutz-
pflicht und eine Verankerung energetischer Betrachtungen 
in kommunalrechtlichen Verfahrensgrundsätzen.22 Dies 
betrifft insbesondere Gebiets-/Quartiersentwicklungen 
und Bestandssanierungen, da im Gebäudebereich und 
der Wärmenutzung große Dekarbonisierungspotenziale 

liegen.23  Diese und andere dienliche Änderungen des Re-
gulierungsrahmens müssen jetzt angestoßen werden (M 
5.3).

Die Informationsarbeit muss kontinuierlich aufrechterhal-
ten werden, da derartig tiefgreifende und komplexe Ver-
änderungen ins Bewusstsein „diffundieren“ müssen (M 
5.4). Das Bewusstsein involvierter Akteure für Potenziale 
der Sektorkopplung zu schärfen, beinhaltet dabei auch die 
Bereitstellung möglichst niedrigschwelliger Informations-
materialien (wie z. B. Checklisten, Musterbeispiele für Ge-
bäude/Straßenzüge/Quartiere). Eine Schlüsselrolle nimmt 
das Handwerk ein: Sowohl im Neubau als auch bei der Sa-
nierung im Bestand werden sie als Ansprechpersonen für 
die Gestaltung der Sektoren Wärme und Elektrizität wahr-
genommen. Damit stellen sie wichtige Multiplikatoren dar. 
Aufgrund dieser Positionierung gilt es, das Handwerk ge-
zielt gewerkeübergreifend im Bereich der Sektorkopplung 
zu fördern. Wichtig ist es weiterhin, eine der größten Her-
ausforderungen kontinuierlich zu adressieren: den Perso-
nalmangel (M 5.5). Durch eine entsprechende Integration 
in Aus- und Fortbildungsprogramme können die Themen 
Energie und Sektorkopplung weiter gefördert werden.

2023 20252024 2026 2027 2028 2029 2030

M 5.1: Leitbilderarbeitung 
für ein sektorübergreifen-
des Energiesystem

M 5.2:
Ansprache relevanter Akteure, kontinuierliche  
Informationsarbeit zum Thema Energie

Z 5.1: 
Planenden und ausfüh-
renden Stellen sind alle 
unmittelbar relevanten 
Energiethemen
präsent

Z 5.3:
Energie wird bei Pla-
nungsprozessen mitge-
dacht und Sektorkopplung 
konsequent umgesetzt

M 5.3:
Weitere Verankerung von Energie und  
Klimaschutzthemen im Rechtsrahmen

Z 5.2: Rechtliche Veranke-
rung von Energiethemen 
in Planungsprozessen

M 5.4: 
Bewusstsein involvierter Akteure
für Potenziale der Sektorkopplung kontinuierlich schärfen

M 5.5:
Personalaufbau, Rekrutierung, Ausbildung, Umschulung
(durch Kooperationen mit Ausbildungsinstitutionen)

Abbildung 5: Maßnahmen zur Verankerung der Sektorkopplung in Planungsprozessen
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4.2 Elektrische Wärme, Verkehr und H2-Netze integrieren

Herausforderungen
Um die verschiedenen Sektoren auf funktionaler Ebene zu 
integrieren, gilt es, eine Reihe von technischen und organi-
satorischen Maßnahmen zu ergreifen, welche die Kompati-
bilität und Interoperabilität der Komponenten sicherstellen. 
Damit schließt sich das vorliegende Kapitel unmittelbar an 
die Forderungen des Kapitels 3.2 und die Anforderungen 
zur (Teil-)Automatisierung von Netzen und Anlagen an. Die 
Installationen im Bereich der strom-, gas- und H2-gebunde-
nen Wärmeversorgung sowie der Ladeinfrastruktur erfor-
dern eine intelligente Integration aller Energienetze, um die 
Effizienz im System und vor Ort zu optimieren.

Zielsetzungen
Übergreifendes Ziel ist es, dass Wärmeanlagen, Ladeinfra-
struktur und auch Erzeugungsanlagen technisch und bezüg-
lich des notwendigen Datenhandlings in die Smart Grids-In-
frastruktur integriert und steuerbar sind. Bestandsanlagen 
sollen über entsprechende Nachrüstungen integriert wer-
den, Neuanlagen gleich bei ihrer Installation (Z 6).

Maßnahmen
Um einen Überblick zu gewinnen, gilt es, sowohl für Netz-
betreiber als auch EVU, Liegenschaftsbetreiber, Verkehrs-
integratoren und weitere, die Bedarfe der verschiedenen 
Sektoren im jeweils eigenen Wirkungsbereich zu analysie-
ren (M 6.1).

Zur Einbindung von Ladeinfrastruktur für E-Mobilität so-
wie der Wärmegewinnung sind passende IKT-Lösungen 
erforderlich, welche mittels Sensorik die Verbräuche und 
Lastflüsse erfassen und mittels Aktorik Energieerzeugung 
und Verbrauch steuern können. Dies beinhaltet sowohl die 
Hardware-Ebene als auch die zugehörigen Übertragungs-

protokolle, Softwareschnittstellen, wie auch Fragen der Da-
tenübertragung, der Datenhoheit und des Datenhandlings. 
Wichtig ist hierbei, die Standardisierungsprozesse mög-
lichst schnell voranzutreiben, um so eine „sichere“ Anla-
geninstallation anzureizen (M 6.2). Bereits verfügbare und 
belastbare Standards sollen dabei konsequent umgesetzt 
und genutzt werden (nicht nur das Basisprotokoll, sondern 
auch die gesamten Spezifikationen). Dazu gehört auch 
die weitere Ausgestaltung von Funktionen der Hard- und 
Software sowie ihre Anwendung anhand standardisierter 
BUCs. Die IT-Komponenten müssen deshalb über ihre ge-
samte Einsatzdauer updatefähig sein, um funktionale und 
vor allem sicherheitsrelevante Updates zu gewährleisten. 
Neben der rein technischen gilt es auch die organisatori-
sche Komponente der Abstimmungsprozesse sowie die 
rechtlichen Aspekte der Zusammenarbeit (Rechte an den 
Daten etc.) zu klären (M 6.3). Bestandsanlagen (insbeson-
dere aus dem Wärmesektor) sollen, sobald möglich, integ-
riert werden (M 6.4).

In den kommenden Jahren gilt es, die Ladeinfrastruktur 
weiter auszubauen. Genauso wird ein Hochlauf bei der in-
tegrierten Gestaltung der Wärmenutzung zu sehen sein (M 
6.5). Die E- und die Wasserstoff-Mobilität werden in den 
kommenden Jahren einen rasanten Hochlauf erleben. Die 
Skalierung der Ladeinfrastruktur ist auch relevant, um in 
der öffentlichen Wahrnehmung das Hauptargument gegen 
die E-Mobilität, die „Reichweitenangst“, durch eine ausrei-
chende Verfügbarkeit von Ladepunkten und H2-Tankstel-
len auszuräumen.26 Die Gestaltung des Individualverkehrs 
steht dabei insgesamt auf dem Prüfstand. So muss auch 
die Integration von Fahrzeugen auf Basis von Wechselbat-
terien erwogen werden. Voraussetzung wäre auch hier der 
Anstoß entsprechender Standardisierungsprozesse.

•	 Kommunen sollen die Energienutzung im Rahmen ihrer Möglichkeiten bereits in baurechtlichen Genehmigungs-
verfahren als Kriterium definieren.

•	 Der Gesetzgeber ist gefordert, kommunales Planungsrecht so zu gestalten, dass Klimaschutzbelange und damit 
das Thema Energie bereits bei Planungsbeginn einfließen.

•	 Um das Bewusstsein involvierter Akteure für Energiebelange zu schärfen, muss die Informationsarbeit für diese 
Gruppen vorangetrieben werden. Die Verfügbarkeit bestehender Informations- und Beratungsangebote (z. B. von 
der KEA-BW24 und den regionalen Energieagenturen25) müssen noch stärker ins Bewusstsein gerückt werden.

•	 Die Personalgewinnung für Entwicklung, Installation, Betrieb und Wartung von Komponenten des Energiesys-
tems muss gezielt vorangetrieben werden. Hier muss sich die Landesregierung auch ressortübergreifend für die 
Anwerbung und Ausbildung von Fachpersonal einsetzen. 

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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Während die meisten EV derzeit noch auf unidirektiona-
les Laden ausgerichtet sind, qualifiziert das bidirektionale 
Laden diese perspektivisch auch als Einspeiseflexibilität 
(V2G) oder zur Optimierung des Energiemanagements mit 
Gebäudebezug (V2H). Bis dahin sollen EV im ersten Schritt 
als steuerbare Lastflexibilität genutzt werden, da ihre ho-
hen Ladeleistungen es ermöglichen, Erzeugungsspitzen 
im Netz zu dämpfen („Peak Shaving“). Damit dieses uni-
direktionale Potenzial für netzdienliche Use Cases genutzt 
werden kann, muss die Bilanzierung der EV so angepasst 
werden, dass energetische Ausgleiche ermöglicht werden, 
ohne den netzdienlichen Einsatz der Systembilanz zu ge-
fährden. Die Implementierung bidirektionaler Lademög-
lichkeiten durch die Automobilwirtschaft ist schließlich 
notwendig, um die EV als Einspeiseflexibilität mit großem 
Potenzial zu nutzen. Gleiches gilt für entsprechend ausge-
rüstete Ladesäulen und Wallboxen. Dies muss in die Arbeit 
der Plattformen wie z. B. des Strategiedialogs Automobil-
wirtschaft Baden-Württemberg einfließen.27 Die benötigte 
große Anzahl an Ladesäulen und die damit verbundenen 
Investitionskosten stellen für die Ladesäulenbetreiber gro-

ße Herausforderungen dar – genauso der Mangel an In-
stallationspersonal, der auch hier den Ausbau verzögern 
kann.

Neuanlagen sollen frühestmöglich intelligent angebunden 
werden. Bei allen Installationen gilt, dass diese „Smart Grid 
Ready“ vorgenommen werden sollen (M 6.6). Aufgrund der 
hohen Anzahl der perspektivisch zu installierenden An-
lagen ist im ersten Schritt, auch wenn noch keine Steuer-
barkeit gegeben ist, eine passende Sensorik relevant, um 
zumindest die Netzbelastungen transparent zu erfassen 
(siehe Kapitel 3.1). Dabei soll die Netzintegration von 
Wärme- und Mobilitätskomponenten auf standardisierten 
Lösungen (wie z. B. Smart Meter Gateways) basieren, um 
größtmögliche Kompatibilität zu gewährleisten. Um bei 
der Umsetzung keine Zeit zu verlieren, gilt es jedoch, mit 
den jetzt bereits verfügbaren Lösungen (teils proprietär) zu 
starten und ggf. die Standardisierung bei laufender Imple-
mentierung vorzunehmen.
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Abbildung 6: Maßnahmen zur Integration elektrischer Wärme, des Verkehrs und der H2-Netze
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•	 Netzbetreiber sollen eine Evaluierung und Prognose der zukünftigen Entwicklungen in den Bereichen Mobilität 
und Wärme vornehmen.

•	 Anlagenbetreiber aus den Sektoren Mobilität und Wärme sollen sicherstellen, dass Anlagen interoperabel sind. 
Im Bestand gilt es, diese baldmöglich nachzurüsten. Sofern bei Neubauten noch keine standardisierten An-
schlussmöglichkeiten verfügbar sind, sollen diese bereits „Smart Grid Ready“ gestaltet werden, um „stranded 
investments“ zu vermeiden.

•	 Anlagenbetreiber sollten direkten Kontakt mit Netzbetreibern, EVU etc. suchen, um die Anlagenintegration zu 
erleichtern. Diese soll bestenfalls schon im Planungsprozess berücksichtigt werden. 

•	 Die Standardisierungsprozesse sollen seitens der Landes- und Bundespolitik unterstützt werden, um Planungs-
sicherheit für Anlagenbauer zu bieten und so einem Investitionsstau vorzubeugen.

•	 Die Maßnahmen in den Sektoren Verkehr, Wärme und Elektrizität zur integrativen Gestaltung der Energienutzung 
sollen von der Landesverwaltung, den Landesinstitutionen und deren Initiativen vorangetrieben werden. Dies 
schließt im Bereich Mobilität beispielsweise das Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg und den Strategie-
dialog Automobilwirtschaft Baden-Württemberg ein. Im Bereich der Wärmenutzung berührt dies beispielsweise 
das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg und den Strategiedialog „Bezahlbares 
Wohnen und innovatives Bauen“.28

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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4.3 Marktintegration und konsequente Hebung von Flexibilitäten                                             

Herausforderungen
Neben der technischen Verknüpfung der Sektoren gilt es, 
diese Integration auch wirtschaftlich in möglichst effizien-
tem Maße zu nutzen, so etwa in Form von Flexibilitäten bei 
der Führung der Stromnetze. Voraussetzung dafür ist die 
Möglichkeit, angeschlossene Anlagen zu steuern, um Fle-
xibilitäten effizient heben zu können (siehe Kapitel 3.3). Da 
sowohl der Bereich Wärmeerzeugung als auch der Bereich E-
Mobilität künftig mit größeren Mengen elektrischer Leistung 
versorgt werden, sind hier große Flexibilisierungspotenziale 
vorhanden. Während Maßnahmen für die Aggregation von 
Kleinflexibilitäten (wie Pooling) bei stationären Anlagen (wie 
Wärmepumpen und Heimspeichern) gut skalierbar sind, stellt 
sich die Frage, wie sich dies bei EV verhält und auf welcher 
Netzebene die Flexibilitäten sinnvoll eingesetzt werden kön-
nen. Das bidirektionale Laden von EV erschließt weitere Ein-
speiseflexibilitäten (V2G), welche systemdienlich oder netz-
dienlich eingesetzt werden können. Eine ausreichend große 
Kapazität an Einspeiseflexibilitäten kann auch die Anzahl an 
benötigten Speichern im Netz (siehe Kapitel 3.3) reduzieren. 

Zielsetzungen
Ziel ist es, dass Flexibilitäten, wo möglich und wirtschaftlich 
sinnvoll, über gemeinsame Marktplattformen gehandelt wer-
den können und der system- oder netzdienliche Einsatz ge-
koppelter Anlagen gewährleistet ist (Z 7.1). Langfristiges Ziel 
ist, dass das Verbrauchsverhalten der gekoppelten Sektoren 
modelliert und prognostiziert werden kann und die notwendi-
gen Anreize über ein angepasstes Marktdesign gesetzt wer-
den können (Z 7.2).  

Maßnahmen
Die Evaluierung von Flexibilitätsbedarfen in den Netzge-
bieten sowie die Analyse der wirtschaftlichen Potenziale 
stellen den ersten Schritt dar (M 7.1). Um diese Flexibili-
tätspotenziale wirtschaftlich heben zu können, sind An-
passungen des rechtlichen Rahmens notwendig. So wie 
die kürzlich erfolgte Reform des §14a EnWG, der eine 
verlässliche netzdienliche Steuerbarkeit auf Anforderung 
des Netzbetreibers bei einem gleichzeitigen energetischen 
Ausgleich ermöglichen soll. Weiterhin muss ein grund-
sätzliches Einvernehmen über die Rahmenbedingungen 
des Flexibilitäteneinsatzes im Strommarkt gegeben sein 
(M 7.2).

Ein sektorübergreifendes Marktdesign für alle Energieträ-
ger wird aufgrund ihrer Verschiedenartigkeit und der poli-
tischen Implikationen bei Beschaffung, Bepreisung und 
Abgabenlast als nicht realisierbar angesehen. Stattdessen 
müssen die in den verschiedenen Sektoren gehobenen 
Flexibilitäten für die Stromnetze verfügbar gemacht wer-
den (M 7.3). Flexibilitäten sollen, besonders im Sinne einer 
gesamtsystemischen Optimierung, auf räumliche und zeit-
liche Muster und Einsatzmöglichkeiten untersucht werden.

Dysfunktionale wirtschaftliche Anreize, die auf eine Opti-
mierung vor Ort zielen und dabei eine gesamtsystemische 
Verschlechterung der Emissionsbilanz zur Folge haben, 
sollen vermieden werden. Ein Beispiel hierfür kann die Aus-
stattung einzelner Häuser mit Batteriespeichern sein, wel-
che die Energienutzung im Haus wirtschaftlich optimieren, 
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Abbildung 7: Maßnahmen zur Marktintegration und der konsequenten Hebung von Flexibilitäten
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gleichzeitig jedoch die CO2-Bilanz des Gesamtsystems 
gegenüber z. B. einem Quartiersspeicher verschlechtern.

Die sukzessive Einbindung von EV als Last- und Einspei-
seflexibilitäten in die Stromnetze ermöglicht die Hebung 
großer wirtschaftlicher Potenziale für die Netzführung (M 
7.4). Erkenntnisse hierzu deuten darauf hin, dass bidirek-
tional ladbare EV perspektivisch für das Peak Shaving und 
zum Netzwiederaufbau genutzt werden können.29 Wichtig 
ist hierbei, nicht darauf zu warten, dass mehr EV bidirektio-
nales Laden erlauben. Auch unidirektional ladbare EV kön-
nen zumindest lastseitig als Flexibilitäten genutzt werden 
– in Anbetracht der perspektivisch vorhandenen Ladeleis-
tungen ein großes Potenzial für das Netzengpassmanage-
ment. Hier ist jedoch darauf zu achten, dass nicht nur die EV 
baldmöglichst bidirektional laden können, sondern zu ver-
bauende Wallboxen und Ladesäulen auch dazu fähig sind. 

Die Einbindung elektrischer Wärmeversorgung (z. B. von 
Wärmepumpen) erlaubt primär die Hebung lastseitiger Fle-
xibilitäten (M 7.5). Auch wenn der Austausch alter elektri-
scher Wärmeanlagen (wie z. B. Nachtspeicherheizungen)  

wünschenswert ist, gilt es, bis dahin ihre Flexibilisierungs-
potenziale zu nutzen. Dazu sollen noch in Betrieb befindli-
che Bestandsanlagen, wo möglich und sinnvoll, als Lastfle-
xibilitäten integriert werden. 

Generell stellt sich jeweils die Frage nach der Effizienz von 
Maßnahmen zur Flexibilisierung von Anlagen. Bei Haus-
anschlüssen soll eine Integration in das Heim-Energiema-
nagementsystem möglich sein, welches über das Smart 
Meter Gateway mit dem Netz kommuniziert. So kann bei 
Nutzung der standardisierten Netzanbindung die Komple-
xität geringgehalten und gleichzeitig die Reichweite auf 
weitere Hausinstallationen erhöht werden.

Allein in Anbetracht des Zeitraumes, in welchem Wärme-
anlagen und Fahrzeuge perspektivisch ausgetauscht wer-
den, zeichnet sich ab, dass die beschriebenen Entwicklun-
gen auch danach weitergehen müssen. Die kontinuierliche 
Optimierung des Flexibilitäteneinsatzes (M 7.6) sowohl 
auf technischer (in Bezug auf System- und Netzdienlich-
keit) als auch wirtschaftlicher Seite trägt diesem Umstand 
Rechnung.

•	 Der Gesetzgeber muss den Rechtsrahmen für eine konsequente netz- und systemdienliche und, darauf aufbau-
end, wirtschaftliche Optimierung des Einsatzes von Flexibilitäten bereitstellen. Bereits vorhandene Ansätze wie 
die Reform des §14a EnWG werden hierzu ausdrücklich begrüßt.

•	 Wichtig bei regulatorischen Anpassungen ist, dass keine dysfunktionalen wirtschaftlichen Anreize gesetzt wer-
den, die einer Optimierung des CO2-Ausstoßes im Gesamtsystem entgegenwirken (wie z. B. Eigenverbrauchs-
optimierung gegenüber dem systemischen Nutzen ins Netz eingespeisten Stroms).

•	 Wirtschaftliche Incentives (z. B. Förderprogramme) sollen darauf abzielen, Investitionen mit größtmöglichem 
Funktionsumfang anzureizen, wie z. B. bidirektional ladefähige Wallboxen und Ladesäulen anstatt unidirektiona-
le Modelle. Seitens der Akteure sollten nur entsprechende Modelle verbaut werden.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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4.4 Wasserstoff in die Energienetze integrieren                                                                            

Herausforderungen
Die Integration klimaneutral erzeugten Wasserstoffs als 
Energieträger in die Energiesysteme ist ein zentraler Be-
standteil der Dekarbonisierung. Mit der Notwendigkeit, die 
Abhängigkeit von fossilen Energieträgern autokratischer 
Regime zu verringern, kommt im Bereich von Erdgas, Koh-
le und unterschiedlicher Erdölderivate dem Wasserstoff 
(neben den verfügbaren Mengen an Biogas) eine entschei-
dende Rolle zu. Ergänzend kann in Teilbereichen auch die 
Methanisierung von Wasserstoff und die Aufbereitung von 
Biomethan Potenziale eröffnen. Bezüglich der Verstro-
mung oder Einspeisung von Biomethan sollte jeweils der 
ökologisch effizienteste Weg ermittelt werden. Biogas ist 
eine derzeit unmittelbar, jedoch nur in begrenzten Mengen 
verfügbare Alternative zu fossilem Gas.30 Dieses Kapitel 
fokussiert sich auf Wasserstoff, da dieser, produziert auf 
Basis grünen Stroms, perspektivisch die größere Menge an 
molekülbasierter Energie ausmachen wird und die Weiter-
entwicklung der Infrastruktur jetzt notwendig ist.  

Wo Energieträger beliebig substituierbar sind, ist die CO2-
Gesamtbilanz ihres Einsatzes entscheidend.31 Diesem Kri-
terium sind jedoch zwei Bedingungen vorgelagert: Erstens 
lassen sich nicht alle Anwendungsszenarien mit jedem 
beliebigen Energieträger erfüllen und zweitens sind auf 
absehbare Zeit weder 100% erneuerbar erzeugter Strom 

noch 100% grüner Wasserstoff in ausreichendem Maße 
verfügbar.  Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der Wech-
sel von grauem oder blauem hin zu grünem Wasserstoff 
im Sinne der Dekarbonisierung möglichst schnell voran-
getrieben werden muss. Die Diskussion über die Erzeu-
gung des Wasserstoffs wird an dieser Stelle nicht weiter 
ausgeführt: Das langfristige Ziel, der Einsatz klimaneutral 
erzeugten Wasserstoffs, und der Weg dorthin werden von 
der Wasserstoff-Roadmap Baden-Württemberg im Detail 
beschrieben. 

Zielsetzungen
Zielsetzung im Rahmen einer intelligenten Ertüchtigung 
der Energienetze ist die Umrüstung der bislang auf fos-
siles Gas ausgerichteten Infrastruktur hin zu H2-fähigen 
Netzen (Z 8). Die Frage, wie eine Verteilung der Energienut-
zung zwischen Strom- und Wasserstoffnetzen in Zukunft 
aussieht, lässt sich aufgrund der Vielzahl von Randbedin-
gungen an dieser Stelle nicht final abschätzen. Klar ist je-
doch, dass die Ertüchtigung der Gasnetzinfrastruktur so-
wohl auf Transport- als auch auf Verteilnetzebene für die 
perspektivische Nutzung von grünem Wasserstoff bereits 
heute vorangetrieben werden muss.32 Dies beinhaltet bei 
allen Aktivitäten auch die vollständige Berücksichtigung 
der Sektorkopplung der H2-Netze mit den Strom- und Wär-
menetzen.
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Abbildung 8: Maßnahmen zur Integration von Wasserstoff in die Energienetze
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Maßnahmen
Die ersten Tranchen Wasserstoff werden zunächst zur 
Substitution von Erdgas für die Gewinnung von Prozess-
wärme in großtechnischen Anlagen eingesetzt, da dies 
höchste Wirkungsgrade aufweist. Gleichzeitig ist eine 
Substitution von Erdgas durch Wasserstoff in vielen An-
wendungsszenarien effizienter als durch Strom, insbeson-
dere bei großen Wärmebedarfen. Die großmaßstäbliche 
Wärmeerzeugung (z. B. von industrieller Prozesswärme) 
und auch der Sektor Mobilität sind zu bevorzugende Ein-
satzbereiche. Die dort benötigte Energie wird derzeit noch 
mit großen Mengen fossiler Brennstoffe (insbesondere 
Kohle, Erdöl und Erdgas) erzeugt. Im Verkehrssektor stehen 
insbesondere die Bereiche, in welchen batterieelektrische 
Lösungen nicht genug Energiedichte versprechen (z. B. im 
Flug-33, Schiffs- und auf der Straße besonders im Schwer-
lastverkehr) im Fokus für eine Wasserstoffnutzung.34 Zum 
Einsatz von Wasserstoff und weiteren regenerativ erzeug-
ten Treibstoffen („reFuels“) für den Verkehrssektor hat das 
Land Baden-Württemberg eine spezialisierte „Roadmap 
reFuels BW“ lanciert.35

Die Gewinnung bzw. der Import von ausreichend Wasser-
stoff erfordert weiterhin eine europaweite Transportinf-
rastruktur, welche durch die Umrüstung und den Ausbau 
bestehender Gastransport- und Verteilnetze realisiert wird. 
Da in Baden-Württemberg sowohl im Zeitraum, welchen 

die Roadmap abdeckt, als auch darüber hinaus nicht aus-
reichend Erzeugungskapazitäten für EE-Strom zur Verfü-
gung stehen werden, um (neben der Deckung des Elekt-
rizitätsbedarfs) auch grünen Wasserstoff zu produzieren, 
muss dieser über Fernleitungsnetze ins Land geliefert 
werden. Es gilt jetzt, die Anpassung der Gasinfrastruktur 
voranzutreiben, um die künftige Nutzung der Gasnetze im 
intelligenten Verbund mit den Strom- und Wärmenetzen 
anzulegen. Dies schließt die Ertüchtigung bestehender 
Netze für den H2-Transport und die Verteilung vor Ort,36  
den Rückbau nicht konvertierbarer Netze und den Ausbau 
der Transport- und Verteilnetzkapazitäten ein. Dies ist ins-
besondere in die Gasnetzplanung aufzunehmen (M 8.1).37  

Die Verzahnung der Sektoren Strom und Wasserstoff er-
fordert eine Potenzialanalyse zur Ermittlung geeigneter 
Standorte für die Platzierung von Elektrolyseuren (z. B. aus-
gerichtet an den Gas- und Stromnetzentwicklungsplänen) 
(M 8.2). Das Produktionsvolumen lokaler Anlagen soll zu-
dem über den rein wirtschaftlichen Betrieb für die Deckung 
des lokalen H2-Bedarfs hinausgehen, um die Überkapazi-
täten als Lastflexibilität zu nutzen und ggf. produziertes H2 
in die lokalen Gasverteilnetze einzuspeisen (M 8.3). Bei der 
Erzeugung von H2 soll stets auf eine systemische Optimie-
rung (z. B. die Nutzung der Abwärme) geachtet werden, um 
den Gesamtwirkungsgrad der Prozesse zu steigern.
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Wenn Wasserstoff in dem Maße zur Verfügung steht, dass 
sein Einsatz bei der direkten Substitution fossiler Energie-
träger (wie Kohlekraftwerken („Fuel Switch“), in Gasturbi-
nen oder Brennstoffzellen) zur Stromerzeugung genutzt 
werden kann, können jene Anlagen als Einspeiseflexibili-
täten genutzt werden. Gaskraftwerke, die derzeit in Betrieb 
genommen oder umgerüstet werden, sollen in jedem Fall 
„H2-ready“ ausgestattet sein (M 8.4). In diesem Szenario 
können die Gasnetze sowie die dadurch verfügbare Spei-

cherinfrastruktur auch als Energiespeichersystem für die 
Stromnetze genutzt werden. Neben einem perspektivi-
schen Einsatz als kurzfristige Speicher für Last- und Erzeu-
gungsflexibilität für das Stromnetz bieten sich Gasnetze 
als Langfristspeicher für große Energiemengen an – so 
etwa für winterliche Dunkelflauten (M 8.5). Alle Anlagen, 
die zunächst im Inselbetrieb und lokal gefahren werden, 
sollen perspektivisch in die Verteilnetze integriert werden 
(M 8.6).

•	 Als Kriterien für den Einsatz von Energieträgern sollen insbesondere die CO2-Bilanz und die Wirtschaftlichkeit 
betrachtet werden. Eine konsequente Kopplung der Sektoren erlaubt die kombinierte Hebung der Vorteile der 
Energieträger (z. B. Flexibilität und einfacher Transport bei Strom, hohe Energiedichte bei H2).

•	 Einführung eines verbindlichen und integrierten Netzplanungsprozesses für Gas (Wasserstoff und Methan).
•	 Einführung eines konsistenten, einheitlichen und verpflichtenden Regulierungsrahmens für alle Betreiber der 

Gas-Wasserstoffnetze der öffentlichen Versorgung.
•	 Für EVU, Netz- und Anlagenbetreiber gilt es, jetzt Neuanlagen bzw. den Bestand „H2-ready“ zu ertüchtigen.  

Die konsequente Umsetzung sorgt dafür, dass Investitionen in Anlagen nicht verloren gehen, selbst wenn diese 
derzeit noch auf die Nutzung fossiler Energieträger ausgerichtet sind.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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5 �Handlungsfeld III: Forschung fördern 
und Reallabore in den wirtschaftli-
chen Dauerbetrieb überführen 

Für die effiziente Umsetzung der Energiewende gilt es wei-
terhin innovative Technologien und Verfahrensweisen zu 
erforschen und die Fortentwicklung bereits zur Verfügung 
stehender Technologien voranzutreiben. Auch die Inhalte 
der vorliegenden Roadmap basieren zu großen Teilen auf 
Erfahrungswerten, die in vielen Forschungsprojekten von 
den beteiligten Akteuren gewonnen wurden.38 Dabei zeigt 
sich deutlich: Der Forschungsschwerpunkt hat sich seit der 
Entstehung der ersten Smart Grids-Roadmap Baden-Würt-
temberg in den Jahren 2012/2013 von den Grundlagen 
auf die Erprobung der Technologien unter Realbedingun-
gen verlagert. Auch wenn der jetzige Entwicklungsstand 
vieler Technologien im Bereich intelligenter Energienetze 
bereits einen flächendeckenden Rollout erlaubt, gilt es, die 

Forschung in allen Entwicklungsstadien weiterzuführen, 
um Probleme, die erst während der Umsetzung sichtbar 
werden, zu lösen und die Effizienz der Maßnahmen zu 
steigern. Wie bereits in den Handlungsfeldern 1 und 2 be-
schrieben, schließt sich an die Erreichung der ersten Im-
plementierungsziele eine kontinuierliche Entwicklung an.

Wichtig bei der Gestaltung des regulatorischen Rahmens 
ist auch, dass Projektverantwortliche nicht von einer Viel-
zahl regulatorischer Kurswechsel (z. B. Änderungen in der 
Auslegung von Experimentierklauseln) überrascht werden, 
sondern größtmögliche Erwartungssicherheit (u. a. für den 
Mitteleinsatz und Zweitinvestitionen) erhalten. 

5.1 Forschungsförderung für Innovationen im Bereich Smart Grids                                          

Herausforderungen
Von der Grundlagenforschung über die Fortentwicklung 
von Konzepten und Technik bis hin zur konkreten Erpro-
bung unter Realbedingungen (in Reallaboren) benötigen 
alle Stufen eine adäquate Förderung – sowohl auf monetä-
rer als auch auf administrativer Basis.

Zielsetzungen
Ziel ist, dass Forschung im Bereich intelligente Energie-
netze weiter gefördert und ausgebaut wird (Z 9). Dabei 
sind Forschungsprojekte zu jedem Entwicklungsstand 
von Smart Grids gemeint – von der Grundlagenforschung 

bis hin zu Reallaboren. Dies schließt ein, bestehende For-
schungsprogramme noch besser zugänglich zu machen.

Maßnahmen
Zwei wesentliche Kategorien von Maßnahmen lassen sich 
identifizieren: Finanzielle Ausstattung und administrative 
Gestaltung der Förderprojekte.

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0
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Bei der finanziellen Ausgestaltung von Fördermaßnahmen 
gilt es die Komponente „Personal“ in Zukunft noch stärker 
zu berücksichtigen. Während die Entwicklung von Hard- 
und Software sowie von Geschäftsmodellen generell för-
derfähig ist, ist es deutlich schwieriger, die Bereitstellung 
von Fördermitteln für Personalaufwendungen zu erwirken. 
Während dies für Forschungseinrichtungen und gemein-
nützige Institutionen in der Regel auch mit höheren Förder-
quoten möglich ist, können insbesondere wirtschaftlich 
agierende Akteure nur in begrenztem Maße auf die För-
derung von Personalressourcen zugreifen. Dies kann ins-
besondere für Start-ups sowie kleine und mittelständische 
Unternehmen ein großes Hemmnis für die Beteiligung an 
Forschungsprojekten darstellen. Es muss geprüft werden, 
wie diesbezüglich eine Entlastung für diese Akteure mög-
lich ist. Da im Bereich intelligenter Energienetze immer 
mehr Know-how (u. a. aus dem IT-Bereich) notwendig ist, 
wächst der anteilige Bedarf an Personalressourcen über-
proportional und muss deshalb bei der Ausschreibung von 
Forschungsmitteln immer Berücksichtigung finden.

Die existierenden Beratungsangebote des Landes (z. B. 
der Ministerien, der KEA-BW und der L-Bank) sowie der 
Stadt- und Landkreise (z. B. der regionalen Energieagen-
turen und der Kommunen) für die Antragstellung bei For-
schungs- und Demonstrationsprojekten sollen weiter aus-
gebaut und bekannter gemacht werden. Denkbar wäre, die 
Abrechnung administrativer Kosten für Forschungspro-
jekte nicht nur über Gemeinkosten, sondern auch über die 
Personalkosten zu ermöglichen. Die steigende juristische 
und administrative Komplexität bei der Umsetzung von 
Forschungsprojekten aller Größenordnungen im Energie-
bereich (so auch zum Thema Smart Grids) stellt sonst 
mittel- und langfristig ein erhebliches Hindernis für inno-

vative Tätigkeiten dar. Insbesondere, wenn im Wettbewerb 
stehende Akteure nicht in der Lage sind, die in der Regel 
knappen Personalressourcen dafür verfügbar zu machen. 
Im Bereich intelligenter Energienetze ist häufig die Durch-
führung von Forschungsprojekten im Verbund notwendig 
– hier erhöhen sich die Aufwände für Absprachen und die 
rechtliche Ausgestaltung der Konsortien entsprechend.

Die Förderlandschaft zeigt sich an vielen Stellen zu un-
flexibel, um die benötigten Innovationen anzuregen. So 
zeigte sich im SINTEG-Projekt C/sells deutlich, dass erst 
über einen vergleichsweise langen Projektzeitraum von 
vier Jahren ein wesentlicher Informationszugewinn be-
züglich komplexer Implementierungsprozesse möglich 
wurde. Die hohe Regulierungsdichte und die langen Zeit-
räume, welche regulatorische Änderungen benötigen, sind 
weitere große Herausforderungen für Forschungsprojekte 
im Energiebereich. Die Entwicklung neuer Marktmodelle 
und Regelungskonzepte benötigt ausreichend Flexibilität, 
um die Konzepte (unter Realbedingungen) zu testen. Mit 
der SINTEG-Experimentierklausel wurde bereits ein An-
satz für Innovationsräume geschaffen, der eine Erprobung 
außerhalb des bestehenden Rechtsrahmens39 gestattete.  
Die Reallabor-Ansätze der Bundesregierung und der ba-
den-württembergischen Landesregierung greifen das The-
ma von rechtssicheren Experimentierräumen wieder auf. 
Je nach Kontext existieren verschiedene Definitionen für 
Reallabore z. B. seitens des Landes Baden-Württemberg40 
und des Bundes41,42. Als Arbeitsdefinition wird hier ein As-
pekt hervorgehoben: Über reine Forschungsprojekte unter 
Laborbedingungen hinausgehend, haben Reallabore das 
Ziel, Konzepte bzw. Technologien unter Realbedingungen 
zu testen.
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Verbesserung der 
Übersichtlichkeit 
des „Förder-
dschungels“
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Abbildung 9: Finanzielle und administrative Maßnahmen zur Verbesserung der Förderlandschaft für Smart Grids
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5.2 Bestehende Reallabore in den wirtschaftlichen Dauerbetrieb überführen                         

Herausforderungen
Reallabore dienen als „Brücke“ für die Überführung vom 
Labor- in den Dauerbetrieb. Die Erprobung neuer Tech-
nologien oder Konzepte unter Realbedingungen ist ein 
wichtiger Schritt, da diese dann mit Randbedingungen 
konfrontiert werden, welche unter Laborbedingungen nicht 
voraussag- oder reproduzierbar sind. Reallabore dienen als 
Technologiedemonstratoren für die Machbarkeit der Ener-
giewende und ermöglichen gleichzeitig eine öffentlich-
keitswirksame Kommunikation der bearbeiteten Themen. 
Nicht zuletzt mit Landesprogrammen für Reallabore sowie 
dem entstehenden Reallabore-Gesetz auf Bundesebene43 
wird der hohen Relevanz von Reallaboren bereits Rech-
nung getragen.

Zielsetzungen
Reallabore mit Klimaschutzwirkung sollen, wo möglich, in ei-
nen wirtschaftlichen Dauerbetrieb überführt werden (Z 10). 
So sollen Projekte, die sich als erfolgreich und wirt-schaftlich 
tragbar erweisen, nicht nur aufgrund der begrenzten Lauf-
zeit beendet werden. Insbesondere, wenn mit Förder- und 
Eigenmitteln Projektanlagen realisiert wurden, soll ein Wei-
terbetrieb, in Erwägung gezogen werden, auch um „stranded 
investments“ zu vermeiden. Dies ist mit verschiedenen Hür-
den verbunden, die es zu überwinden gilt: Der technischen 
Möglichkeit des Weiterbetriebs, der Wirtschaftlichkeit, der 
organisatorischen Gestaltung und der rechtlichen Konformi-
tät. Diese Aspekte sind in der folgenden Grafik anhand zu 
berücksichtigender Kriterien zusammengefasst:

Maßnahmen
Um ein bestehendes Reallabor in den Dauerbetrieb zu 
überführen, muss bereits im Vorfeld geklärt werden, wel-
che Kriterien hierfür zu erfüllen sind. Dazu müssen die nö-
tigen technischen, wirtschaftlichen, organisatorischen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen analysiert werden. Dies 
sei anhand folgender Beispiele illustriert:

Die Frage nach der technischen Möglichkeit, die Anlagen 
über den Projektzeitraum hinaus zu betreiben, umfasst 
etwa den Auslegungszeitraum für die Funktionsfähigkeit 
der Anlagen, die Verfügbarkeit von Ersatzteilen und die 
Möglichkeit einer hard- und softwareseitigen Wartung. Ins-
besondere bei speziell für ein einzelnes Projekt produzier-
ten Spezialteilen ist die Verfügbarkeit nicht in jedem Fall 
als gegeben anzunehmen.

Wirtschaftliche Aspekte – nicht zuletzt die Frage, ob 
die Anlagen überhaupt ökonomisch zu betreiben sind – 
schließen sich als weiteres Kriterium an. Hier stellt sich 
beispielsweise die Frage, wie die wirtschaftliche Nutzung 
nach Ende der Projektförderung gestaltet ist. Weiterhin 
ist zu prüfen, ob ein Weiterbetrieb möglicherweise den ur-
sprünglichen Förderbedingungen zuwiderläuft und somit 
Fördermittel zurückzuzahlen wären.

Auch unmittelbare organisatorische Aspekte müssen be-
rücksichtigt werden. So muss geklärt werden, wer das 
Projekt in Zukunft trägt, ob dazu etwa ein eigenes Unter-
nehmen ausgegründet werden muss etc. Daran schließen 
sich rechtliche Aspekte unmittelbar an: Dürfen die Anlagen 
außerhalb des rechtlichen Projektrahmens (wie einer Ex-
perimentierklausel) überhaupt weiterbetrieben werden?  
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Abbildung 10: Zu prüfende Kriterien, um bestehende Reallabore in einen Dauerbetrieb zu überführen
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Oder ist ein Weiterbetrieb nach geltendem Recht nicht 
möglich? Sofern Letzteres der Fall ist, stellt sich die Frage, 
ob eine befristete Betriebserlaubnis oder Bestandsschutz 
möglich wären.

Allgemein gilt es jedoch zu beachten, dass nur ein gewis-
ser Anteil an Forschungsprojekten, so auch im Bereich 
der Reallabore, in einen Dauerbetrieb überführbar ist. Die 
Notwendigkeit von Grundlagenforschung sowie von For-
schung, die primär den Gewinn neuer Erkenntnisse, nicht 
jedoch eine unmittelbare wirtschaftliche Verwertung zum 
Ziel hat, ist ebenso notwendig. Reallabore stehen damit 
weder in Konkurrenz zu anderen Formen von Forschungs-
projekten, noch machen sie diese überflüssig. Ihr Zweck 

liegt darin, eine Brücke zwischen Theorie und Praxis in 
einem sehr weit fortgeschrittenen Entwicklungsstadium 
zu bauen.

Die zu klärenden Teilaspekte der vier Dimensionen sind 
für jedes Projekt spezifisch und müssen jeweils individu-
ell geklärt werden. Bei bestehenden Projekten ist dies im 
Nachhinein notwendig, bei zukünftigen Projekten können 
diese Erwägungen unmittelbar in die Planungen integriert 
werden. Bestehende Reallabore, die – trotz entsprechen-
der Planung – nicht in den Dauerbetrieb überführt werden 
konnten, sollen zudem daraufhin analysiert werden, wel-
che Voraussetzungen nötig gewesen wären, um eine Fort-
nutzung des Projekts zu gewährleisten.

Herausforderungen
Um zukünftigen Reallaboren bereits bei Projektstart eine 
Perspektive für den Weiterbetrieb zu bieten, müssen die nö-
tigen technischen, wirtschaftlichen, organisatorischen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen bereits im Vorfeld beach-
tet werden – zum Beispiel durch die Übernahme der ent-
sprechenden Rahmenbedingungen in die Ausschreibungs-
kriterien. Um den Forschungs- und Erprobungscharakter 
nicht zu unterminieren, muss jedoch auch die Projektierung 
von Reallaboren ohne wirtschaftliche Weiterführung mög-
lich sein. Ausschreibungsbedingungen, welche die Krite-
rien des Weiterbetriebs definieren, müssen deshalb als fa-
kultative Komponente in die Projektbewertung einfließen. 
Fördergebern wird ebenso empfohlen, Programme aufzu-

5.3 Voraussetzungen für den Weiterbetrieb bereits bei Projektstart klären                             

legen, welche die Überführung in den Dauerbetrieb gezielt 
anreizen und so bereits investierte Fördermittel durch die 
Weiternutzung der Anlagen erhalten. 

Zielsetzungen
Bei der Gestaltung neuer Reallabore-Gesetze soll die 
Überführung der Projekte in einen dauerhaften Betrieb 
nach Projektende bereits berücksichtigt werden. Gegebe-
nenfalls sind die Rahmenbedingungen anzupassen, da-
mit energie- und umweltpolitisch sinnvolle Projekte auch 
wirtschaftlich tragfähig werden. Sofern tragfähig und be-
absichtigt, sollen bereits bei Projektbeginn alle Kriterien 
für einen wirtschaftlichen Weiterbetrieb nach Projekten-
de geprüft werden (Z 11).

Klärung im Projekt-
konsortium, welche 
Akteure die Weiter-
führung leiten

organisatorisch 

Anschluss an be-
stehende Manage-
mentsysteme  
(z. B. ISO 50001)

Zeitlichen  
Transitionshorizont 
definieren

Berücksichtigung 
von Verzögerungen 
(z. B. Lieferzeiten in 
Genehmigungsver-
fahren)

Zulässige Über-
führungsszenarien 
definieren

rechtlich 
Kriterien der Geneh-
migungsbehörden 
aufnehmen

Unlimitierte  
Experimentierklausel 
möglich

Langfristige Betriebs-
erlaubnis einholen

Klärung des TRL-Le-
vel bezüglich techni-
scher Sinnhaftigkeit 
des Weiterbetriebs

technisch 

Definition  
Betriebszeitraum

Sicherstellung  
Maintenance

Unternehmerisch 
tätige Akteure  
involvierenwirtschaftlich

Wirtschaftlichkeits- 
rechnung über 
Förder- und Folge-
zeitraum

Budgetierung für 
Überführung klären

Abbildung 11: Zu berücksichtigende Kriterien bei der Planung zukünftiger Reallabore
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•	 Die Komplexität des „Förderdschungels“ muss weiter reduziert werden. Besonders für wirtschaftlich agieren-
de Akteure, die wenig Antragserfahrung haben, kann dieser eine große Hürde darstellen. Dies betrifft insbe-
sondere KMU, die über weniger freie Personalreserven verfügen als größere Mitbewerber.

•	 Reallabore-Gesetze sollten Anreize setzen, um gemachte Investitionen nutzbar zu halten und sog. „stranded 
investments“ zu vermeiden. Ein fakultativer Antragszusatz für den Weiterbetrieb von Reallaborprojekten kann 
dies anreizen.

•	 Die wachsende Komplexität des Energiesystems (insbesondere im IT-Bereich) erfordert größere Personalauf-
wände bei Projekten. Hier sollen die geförderten Anteile auch für wirtschaftlich agierende Akteure entspre-
chend erhöht werden.

•	 Bei der Durchführung von Reallaborprojekten soll im Vorfeld geklärt werden, ob ein Weiterbetrieb nach Pro-
jektende angestrebt wird. So können ggf. Projektteilnehmende miteinbezogen werden, die einen wirtschaft-
lichen Weiterbetrieb übernehmen können.

•	 Forschungsprojekte, welche lokal verortbare und konkrete Inhalte haben, sollen diese öffentlich kommuni-
zieren. Die Kosten für Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeit sollen im Rahmen von Reallaborprojekten 
gefördert werden, da eine öffentlichkeitswirksame Kommunikation fortschrittlicher Ergebnisse zur Bewusst-
seinsbildung der Bevölkerung für die Energiewende beiträgt.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    

Maßnahmen
Auch bei der Planung zukünftiger Reallaborprojekte müs-
sen technische, wirtschaftliche, organisatorische sowie 
rechtliche Aspekte berücksichtigt werden. 

Unabhängig von Projektförderungen soll bei der Planung 
von Reallaboren die Frage geklärt werden, ob eine Über-
führung in den Dauerbetrieb nach Projektende sinnvoll ist. 
Ein guter Indikator für die technische Machbarkeit ist der 
Technology Readiness Level (TRL), welcher den Entwick-
lungsstand einer Technologie beschreibt – bis hin zur Pra-
xisreife. Sofern ein Weiterbetrieb der Anlagen als möglich 
und sinnvoll angesehen wird, soll die Installation mindes-
tens „Smart Grid Ready“ für eine zukunftsfähige Netzinte-
gration gestaltet sein.

Die Klärung der Wirtschaftlichkeit und die Sicherung der 
entsprechenden Rahmenbedingungen lässt sich bei neu 
zu startenden Projekten bereits auf Planungsebene be-
rücksichtigen. So ist die Involvierung wirtschaftlicher 
Akteure, welche ggf. Anlagen in den Dauerbetrieb über-
nehmen können, leichter möglich als bei bestehenden Re-
allaboren. Auch lässt sich die Übernahme bereits bei der 

Budgetplanung berücksichtigen. Unmittelbar damit ver-
knüpfte organisatorische Aspekte wie die Definition des 
Übertragungszeitraums und die Integration von Betriebs-
managementmechanismen lassen sich durch Planungen 
im Vorfeld ebenfalls leichter berücksichtigen. Gleiches gilt 
für rechtliche Fragen, insbesondere die Betriebsgenehmi-
gungen im Anschluss an den Projektzeitraum. Hier können 
bei der Planung im Vorfeld auch Genehmigungs- und Über-
wachungsbehörden involviert werden, um ggf. langfristige 
Betriebsgenehmigungen zu erwirken.

Durch die konkrete Realisierung funktionsfähiger Energie-
wende- und Smart Grids-Technologien können Reallabore 
als Good-Practice-Beispiele präsentiert werden. Dazu sol-
len in Betrieb befindliche Reallabore öffentlichkeitswirk-
sam kommuniziert werden, für Neuprojekte soll bereits 
bei der Planung die Öffentlichkeits- und Kommunikations-
arbeit mitbedacht werden. Die Aufnahme von Kommunika-
tions- und Öffentlichkeitsarbeit als förderbare Posten im 
Projektantrag wird als sinnvoll erachtet, schließlich erfor-
dert die Bewusstseinsbildung für die Energiewende konti-
nuierliche Informationen.
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6 �Handlungsfeld IV: Partizipation  
auf allen Ebenen ermöglichen

Die Partizipation (im häufigsten Sinn: Beteiligung) der 
Bürgerinnen und Bürger sowie weiterer gesellschaftlicher 
Akteure an der Energiewende ist in mehrerlei Hinsicht 
relevant. Einerseits sollen sich die Genannten an der Um-
setzung der Energiewende selbst beteiligen, diese auf 
politischer Ebene aktiv unterstützen oder sie zumindest 
akzeptieren. Mit dem Thema Partizipation eng verknüpfte 
Aspekte wie Akzeptanz oder zumindest Toleranz für die 
eingesetzten Techniken (z. B. im Bereich Smart Meter) 
müssen hierbei genauso betrachtet werden. Die Prozesse 
der Akzeptanzbildung sind komplex, jedoch ist, genau wie 
für Partizipation, eine Informationsgrundlage notwendige 
Voraussetzung. 

Während sich das allgemeine Verständnis von Partizipa-
tion nur auf die Bürgerschaft als Akteursgruppe bezieht, 

die sich beteiligen soll, gilt es im Kontext der Energiewende 
jedoch, dieses Verständnis zu erweitern: Auch intermediäre 
Akteure (z. B. Verbände, Vereine, Industrie- und Handelskam-
mern sowie zivilgesellschaftliche Organisationen) und in be-
sonderem Maße Kommunen sind Partizipationssubjekte.44  

Der Themenbereich „Intelligente Energienetze“ unterschei-
det sich hierbei vom Bereich „Erneuerbare Energien“ allge-
mein: Da Energienetze, bis auf wenige Komponenten (wie 
Smart Meter45), nicht selbst sichtbar sind, sondern erst 
über auf ihnen basierende Produkte und Dienstleistungen 
für Endkundinnen und -kunden wahrnehmbar werden, ist 
die Beteiligung an ihrer Gestaltung noch schwerer vermit-
telbar. Die im Folgenden dargestellten Maßnahmen bezie-
hen sich auf intelligente Energienetze, schließen jedoch 
die Energiewende auf allgemeiner Ebene mit ein.

6.1 Kommunen als Drehscheibe für die Implementierung von Smart Grids                              

Herausforderungen
Den Kommunen kommen im Rahmen der Energiewende 
mehrere zentrale Rollen zu: Sie können eigenständig Ener-
giewendemaßnahmen umsetzen, bestimmen als Verwal-
tung den Gestaltungsspielraum anderer Akteure und sind 
gleichzeitig Informationsquelle und Vorbild für die Bürger-
schaft vor Ort. Mit ihrer Allzuständigkeit für die Angelegen-
heiten des täglichen Lebens sind sie als bürgernächste 
politische Instanz nicht nur maßgebliche Umsetzer der 
Energiewende vor Ort, sondern auch erste Ansprechpart-
ner für die Bürgerschaft. Dank ihrer vielfältigen Präsenz 

sind sie zudem die umfassendsten und wichtigsten Multi-
plikatoren. Im Rahmen kommunaler Lenkungsmöglichkei-
ten wie der Bauleitplanung oder dem kommunalen Gebäu-
derecht haben sie weitreichende Einflussmöglichkeiten 
auf das energetische Handeln der Bürgerschaft sowie der 
Wirtschaft vor Ort. Mit ihrer Vielzahl an Liegenschaften 
(z. B. Bürgerbüros, Sporthallen, Stadthallen, Parkplätze) 
und kommunalen Betrieben (z. B. Stadtwerke, Wohnbau-
gesellschaften) verfügen sie auch über vielfältige Möglich-
keiten zur Umsetzung der Energiewende.

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0
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Zielsetzungen
Ziel für Kommunen ist es, selbst möglichst wirksame und 
weitreichende Energiewendemaßnahmen umzusetzen 
und als Multiplikatoren für Bürgerschaft, Gewerbe, Indus-
trie und Zivilgesellschaft vor Ort zu wirken (Z 12). 

Maßnahmen
Jeglicher Partizipation geht die Schaffung einer größtmög-
lichen Informationsbasis voraus. Hier gilt es zunächst, 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Kommunalver-
waltungen und politische Gremien wie Gemeinderäte oder 
Stadtverordnetenversammlungen gezielt mit Informa-
tionen zu versorgen, um die Möglichkeiten intelligenter 
Energienutzung für die Kommunen aufzuzeigen. Bereits 
vorhandene Informationsangebote (wie z. B. der KEA-BW 
sowie der regionalen Energieagenturen) zur Unterstützung 
der Kommunen vor Ort müssen noch stärker im Bewusst-
sein der Kommunalpolitik verankert werden. Dazu ist ge-
zielte Informationsarbeit notwendig (M 12.1). Weiterhin 
benötigen Kommunen auch Unterstützung bei ihrer eige-
nen Informationsarbeit gegenüber Bürgerinnen und Bür-
gern, um die Energiewendeakzeptanz zu steigern (M 12.2). 
Die Möglichkeiten wer, wo, wie informiert werden kann, 
sind vielfältig. Um alle involvierten Akteure zu informie-
ren, ist eine Vielzahl möglichst niederschwellig gestalteter 
Maßnahmen notwendig. Aufgrund der großen Heterogeni-
tät der Akteurslandschaft gibt es hier keine allgemeingül-
tige Lösung.

Innerhalb der Kommunen findet sich häufig das Problem 
der Ressourcenknappheit bei der Verfolgung ambitionier-
ter Dekarbonisierungsziele. Die generelle Knappheit an 
Finanzmitteln für die Umsetzung von Energiewendemaß-
nahmen lässt sich teilweise durch Fördermittel kompen-
sieren. Hier gilt es zunächst, Kommunen noch besser mit 

finanziellen Mitteln auszustatten (M 12.3). Es zeigt sich je-
doch, dass die Komplexität des „Förderdschungels“ schon 
bei kleineren Investitionsvolumina abschreckend auf kom-
munale Entscheidungstragende und Verwaltungen wirkt. 
Dementsprechend müssen Fördermöglichkeiten besser 
und vielfältiger kommuniziert und Prozesse zur Fördermit-
telbereitstellung vereinfacht werden (M 12.4). Zeit- bzw. 
Personalknappheit sind hierbei eine noch kritischere Res-
source. Schließlich erfordert die Umsetzung jeglicher Maß-
nahmen stets „Kümmerung“, selbst bei vorhandenen Fi-
nanzmitteln. Dem Mangel an qualifiziertem Personal muss 
effizient entgegengetreten werden. Eine bessere finanziel-
le Ausstattung erlaubt beispielsweise die zusätzliche Ein-
stellung von Energie- und Klimaschutzmanagerinnen und 
-managern. Energiewendespezifische Weiterbildungen für 
kommunales Personal (wie z. B. Hausmeisterschulungen) 
helfen, das Thema Energie auch im kommunalen Alltag zu 
verankern (M 12.5).

Die in Kommunalbesitz befindlichen Liegenschaften ha-
ben meist Größenordnungen, die durch energetische Op-
timierungen bedeutende Emissionsreduktionen ermögli-
chen. Ebenso können die Liegenschaften genutzt werden, 
um dezentrale Erzeugung z. B. durch PV-, Solarwärme- und 
Biogasanlagen aufzubauen. Bei der Gestaltung neuer Lie-
genschaften gilt es, sowohl die kommunalen Wärmepläne 
(sofern vorhanden) als auch die Gasnetz- sowie die Strom-
netzplanungen zu sichten. Diese Pläne sollen zudem um 
weitere Informationen aus der Versorgungsinfrastruktur 
ergänzt werden, um so zukünftig eine integrierte Infra-
strukturkonzeption zu schaffen. Durch eine konsequente 
Sektorkopplung von Stromerzeugungs-, Wärme- und Ver-
kehrsinfrastruktur der Liegenschaften lassen sich Syner-
gieeffekte erzielen (siehe Kapitel 4) (M 12.6). Kommunale 
Liegenschaften können dabei als Good-Practice-Beispiele 

Abbildung 12: Partizipative Maßnahmen der Kommunen

M 12.1: 
Auf- und Ausbau der  
Kommunikationsarbeit

M 12.2: 
Niedrigschwellig (unter Einbe-
ziehung der lokalen Akteure) 
informieren

M 12.3: 
Bessere finanzielle Ausstat-
tung der Kommunen

M 12.4: 
Fördermittelwesen ver-
einfachen, ausbauen und 
kommunizieren

M 12.5: 
Energiewendespezifisches 
Ausbildungs- und Studienan-
gebot sowie Weiterbildungs-
angebote

M 12.6: 
Energiewende vor Ort  
umsetzen

M 12.7: 
Anreizregulierung durch 
Einführung unterschiedlicher 
Gewerbesteuersätze

M 12.8:
Vereinfachung des  
Rechtsrahmens

M 12.9: 
Setzung von Klimaschutz als 
kommunale Pflichtaufgabe

Z 12:
Kommunen setzen die  
Energiewende aktiv um und 
wirken als Multiplikatoren 
vor Ort
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der Energiewende dienen und die Kommunikationsbemü-
hungen der Kommunen unterstützen (siehe Infobox „Kom-
munen als Informationsquelle“). 

Als lokale Verwaltungsinstitutionen haben Kommunen 
verschiedene administrative oder rechtliche Steuerungs-
möglichkeiten für das Verhalten lokal angesiedelter Unter-
nehmen sowie der Bürgerschaft. So ist es z. B. möglich, 
energetische Kriterien in das Gebäudebaurecht aufzuneh-
men oder unterschiedliche Gewerbesteuersätze festzu-
legen, um beispielsweise Unternehmen mit hohen ener-
getischen Standards zu unterstützen bzw. energetische 
Modernisierungen zu forcieren (M 12.7).

Die Komplexität des Rechtsrahmens verlängert die Dauer 
kommunaler Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse, 
gleichzeitig werden viele Personalressourcen gebunden. 
Neue Elemente – wie die integrierte Betrachtung von Ener-
giethemen in der Bauleitplanung – sind bislang in der Regel 
mit Unsicherheiten behaftet und werden nur zögerlich um-
gesetzt. Eine generelle Verschlankung und Vereinfachung 
des Rechtsrahmens ist notwendig, um den Kommunen 
größere Handlungsspielräume zu eröffnen (M 12.8). Eine 
weitere Maßnahme besteht in der Festlegung von Klima-
schutz und klimaneutraler Energienutzung als kommunale 
Pflichtaufgaben (M 12.9).46

   Kommunen als Informationsquelle   

Orte der Information
Online (Website, Social Media), EE-Anlagen vor Ort, 
Rathaus und Bürgerbüros, kommunale Betriebe  
(z. B. Stadtwerke, Wohnbaugesellschaften), sonstige 
kommunale Liegenschaften (z. B. Sporthallen, Stadt-
hallen, Schwimmbäder, Parkplätze)

Wen einbeziehen
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Gemeinderat 
und Verwaltung, Genossenschaften, Unternehmen 
vor Ort, weitere intermediäre Akteure (z. B. Vereine, 
Verbände, zivilgesellschaftliche Institutionen)

Wie informieren
Online
Websiten, Social-Media-Kanäle, Online-Werbekam-
pagnen, Online-Ausgaben von Magazinen und Zei-
tungen, Videos

Offline 
Informationsveranstaltungen, Tage der offenen Tür, 
Flyer und Broschüren, Magazine und Zeitungen,  
Gemeindeblatt, Werbeanzeigen in verschiedenen 
Formaten (Print, Fernsehen, digital)



39Handlungsfeld  IV:  Par t iz ipat ion

6.2 Intermediäre Akteure als Umsetzer, Nutzer und Multiplikatoren von Smart Grids           

Herausforderungen
Verbände, Vereine, Unternehmen, zivilgesellschaftliche 
Institutionen und in großem Maße die Handwerkerschaft 
sind wichtige Akteure bei der Gestaltung intelligenter 
Energienetze. Verbände haben durch die Vertretung vie-
ler einzelner Unternehmungen eine große Reichweite und 
können Smart Grids-Dienstleistungen (etwa Möglichkeiten 
zum Demand Side Management, variable Energiebeprei-
sung etc.) effektiv an ihre Mitgliedsunternehmen (z. B. 
Einzelbetriebe) kommunizieren. Weiterhin besitzen sie 
eine wichtige Multiplikatorenrolle, sowohl für die Bürger-
schaft als auch für weitere Akteure, da sie die Umsetzung 
und den Einsatz von Energiewendemaßnahmen und Smart 
Grids vor Ort aufzeigen können. Das Bewusstsein über die 
eigene Rolle zur Vermittlung von Informationen rund um 
die Energiewende, wie auch über die eigenen Umsetzungs-
möglichkeiten, muss bei intermediären Akteuren noch ge-
zielt vergrößert werden.

Nicht zuletzt werden von Verbänden oder ihren Mitgliedern 
selbst Liegenschaften und Anlagen betrieben. So haben 
sie auch die Möglichkeit zur Nutzung von Technologien 
und neuen Marktmodellen auf Basis intelligenter Energie-
netze, die ihre eigenen Verbrauchs- und Erzeugungsanla-
gen und deren Flexibilisierungspotenziale einschließen. 

Beispielhaft sei hier der Betrieb einer Heizungsanlage, 
einer PV-Dachanlage und einiger Wallboxen in einer Lie-
genschaft genannt, die das Potenzial haben, Flexibilitäten 
bereitzustellen.

Durch die regionale Verortung von z. B. Industrie- und Han-
delskammern und Gewerbeverbänden kann der Themen-
verbund Energiewende / intelligente Energienetze von der 
übergeordneten auf die lokale Ebene gebracht werden. 
Weiterhin wird die Handwerkerschaft von Endkundinnen 
und -kunden als eine der ersten Anlaufstationen wahrge-
nommen, da sie konkret die Umsetzung von Installatio-
nen vor Ort durchführt. Damit besitzt sie eine besonders 
exponierte Multiplikatorenrolle. Herausforderungen für 
das Handwerk sind insbesondere der Personal- und damit 
auch der Zeitmangel, welche die Beschäftigung mit nicht 
zur Kerntätigkeit gehörenden Aufgaben – wie ausgiebiger 
Informationsarbeit – als nachrangig erscheinen lassen.

Zielsetzungen
Ziel ist, dass die intermediären Akteure besonders ihre 
Multiplikationswirkung für Energiewendemaßnahmen nut-
zen (Z 13). Weiterhin führen sie selbst Energiewendemaß-
nahmen in eigenen Liegenschaften durch und wirken so 
als Vorbilder.

Maßnahmen
Analog zu den Kommunen können auch die intermediären 
Akteure ihren Informationsauftrag (gegenüber Partnern, 
Kunden und Mitgliedern) nicht im Alleingang erfüllen,  
daher ist eine verstärkte Zusammenarbeit notwendig. Dies 
ermöglicht auch die bessere Unterstützung der Mitglieds-
unternehmen vor Ort. Weiterhin gilt es auch hier, die Bü-
rokratie zu verringern und Genehmigungs- und Entschei-
dungsprozesse zu verschlanken.

Intermediäre Akteure müssen sowohl finanziell als auch 
personell sowie durch spezifische Fortbildungen zu Energie-
wendethemen unterstützt werden (M 13.1). Dann kann die 
übergeordnete Verbandsebene ihre Mitgliedsunternehmen 
vor Ort bei deren Informationsbemühungen sowie bei der 
Erstellung entsprechender Informationsmaterialien pass-
genau unterstützen. So wird nicht nur das Qualitätsniveau 
der Informationen gesichert, regionale und lokale Umsetzer 
werden auch finanziell und zeitlich entlastet. 

Abbildung 13: Partizipative Maßnahmen intermediärer Akteure

M 13.1: 
Finanzielle und personelle 
Stärkung sowie Fortbildung

M 13.2: 
Verstärkter Erfahrungsaus-
tausch und Zusammenarbeit 
der Verbände

M 13.3: 
Etablierung als 
kompetenter 
Ansprechpartner für die
Bürgerschaft

M 13.4:  
Bewusstseinsbildung 
über die eigene Bedeutung 
als Multiplikator

M 13.5:  
Vorbildfunktion durch 
Umsetzung von Energiewen-
demaßnahmen in den eigenen 
Liegenschaften

M 13.6:  
Energiewendespezifische 
Ausbildungs- und Studien-  
sowie Weiterbildungs- 
angebote

Z 13:
Intermediäre Akteure wissen 
über ihre Bedeutung für die 
Energiewende Bescheid. Sie 
setzen selbst die Energie-
wende aktiv um und wirken 
als Multiplikatoren vor Ort.
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Auch muss ein (verstärkter) Austausch der verschiedenen 
Verbände erfolgen (M 13.2). Ein Erfahrungsaustausch hilft 
zu erkennen, wie effektiver kommuniziert werden kann. 
Weiterhin kann die Erstellung von gemeinsamen Informa-
tionsmaterialien sowohl Zeit und Kosten sparen als auch 
eine höhere Akzeptanz bei der Endkundschaft bewirken. 
Ein möglichst einheitliches Auftreten der Informationsan-
gebote in Design und Inhalt bedeutet auch, dass die Anbie-
ter sich gezielt mit dem Thema beschäftigen und stärkt sie 
in der Wahrnehmung der Endkundinnen und -kunden als 
kompetente Ansprechpartner (M 13.3). Letzteres ist ins-
besondere für das Handwerk relevant, da deren Arbeit die 
Energiewende vor Ort sichtbar macht. Das Bewusstsein 
dafür, als aktive Umsetzer der Energiewende wahrgenom-
men zu werden und somit eine Rolle als entscheidender 
Multiplikator zu besitzen, muss ebenso geschärft werden 
(M 13.4).

Neben der Multiplikationsfunktion gilt es auch die Vorbild-
funktion intermediärer Akteure aktiv zu nutzen. Wie zuvor 
angesprochen, sind diese häufig auch Betreiber eigener 
Liegenschaften. Diese mit einer erneuerbaren Energiever-
sorgung auszustatten und Sektorkopplungsmaßnahmen 
zu ergreifen, um Elektrizität, Wärmeversorgung und Mobili-
tät (wie z. B. Lademöglichkeiten für EV) möglichst effizient 
aufeinander abzustimmen, kann gleichzeitig in der eigenen 
Außenkommunikation eingesetzt werden und verdeutlicht 
die Vorbildfunktion (M 13.5). Je nach Größe und Anzahl der 

Anlagen ergeben sich ggf. auch Potenziale zur Hebung von 
netz- oder systemdienlichen Flexibilitäten und damit auch 
Möglichkeiten für eine wirtschaftliche Optimierung (siehe 
Kapitel 3.4 und 4.3). Als Beispiel sei hier ein Verwaltungs-
gebäude mit eigenem Parkhaus genannt, das mit eigener 
Stromerzeugung mittels PV-Dachanlage und Fassadenele-
menten, einem mit Biogas gespeisten BHKW, Eisspeicher 
und einer Reihe von Wallboxen ausgestattet ist und damit 
verschiedene Modi der Flexibilitätenhebung erlaubt.

Ohne adäquaten Personaleinsatz können intermediäre Ak-
teure ihre Rolle und die ihnen zugeschriebenen Maßnah-
men jedoch nicht erfüllen. Der Personal- und damit auch 
der Zeitmangel, unter welchem insbesondere die Hand-
werkerschaft leidet, führt schon jetzt zu deutlich verzöger-
ten Anlageninstallationen.47 In Anbetracht der Vielzahl der 
kommenden Einzelinstallationen (siehe Kapitel 3.1, 3.4, 
4.3) muss hier dringend gehandelt werden. Die Ausbildung 
von Fachpersonal, sowohl bei der Handwerkerschaft als 
auch für die anderen Einsatzbereiche der Energiewende 
erfordert die unmittelbare Vergrößerung der Personalres-
sourcen. Es ist also zwingend erforderlich, energiewende-
spezifische Ausbildungs- und Studienangebote sowie Wei-
terbildungsangebote auszubauen und entsprechend zu 
fördern (M 13.6). Analog dazu muss die Signifikanz ener-
giewendeunterstützender Berufe beworben und Präsenz 
auf Ausbildungsmessen etc. gezeigt werden.
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6.3 Bürgerinnen und Bürger bei der Gestaltung intelligenter Energienetze involvieren        

    Die Rolle der Bürgerschaft im Rahmen der Energiewende    

Energiekonsumenten 
•	 Treffen von nachhaltigen Investitions- und  

Konsumentscheidungen (z. B. Ökostrom)
•	 Einsatz energieeffizienter technischer Geräte 
•	 Energienutzungsverhalten umstellen

Prosumenten
•	 PV-Anlagen (z. B. Hausdach,  

Fassadenelemente)
•	 Mini-BHKW
•	 Bidirektionales Laden

Multiplikatoren und politische Akteure
•	 Wahrnehmung politischer  

Beteiligungsmöglichkeiten
•	 Mitgliedschaft in Initiativen, Vereinen und NGOs
•	 Multiplikatoren im sozialen Umfeld (z. B. durch 

eigene EE-Anlagen als Positivbeispiele)

Energieinvestoren und -produzenten
•	 Anlageneigentum
•	 Kapitalanlagen
•	 Bürgerenergiegenossenschaften

Herausforderungen
Neben dem Ausbau der erneuerbaren Energieerzeugung 
ist auch das Agieren der Bürgerschaft auf Basis nachhal-
tiger Konsum- und Investitionsentscheidungen im Energie-
bereich relevant. Die Aktivierung der Bürgerschaft hierfür 
erfordert neben verfügbaren Nutzungsmöglichkeiten eine 
entsprechende Akzeptanz der Technologien und Maßnah-
men sowie eine differenzierte Informationsbasis. Da etab-
lierte Denk- und Handlungsmuster aufgebrochen werden 
müssen, sind die damit verbundenen Hürden in der Regel 
hoch.

Die Bevölkerung und andere Akteure sollen mit Eigenanla-
gen im Haus, im Individualverkehr sowie bei der Energie-
nutzung und -erzeugung an der Energiewende partizipie-
ren. Dies ist jedoch nicht für alle gleichermaßen machbar, 
da die individuellen Möglichkeiten von limitierenden Rand-

bedingungen abhängig sind: Sowohl technische (z. B. 
Funknetzverfügbarkeit, Verfügbarkeit von Dachflächen) 
als auch organisatorische (z. B. Mietwohnung vs. Eigen-
heim, Ein- vs. Mehrfamilienhaus, Kapitalverfügbarkeit) 
und rechtliche Gegebenheiten (z. B. Gemarkungsgrenzen 
überschreitende Anlagen, Zugehörigkeit zu Netzgebieten) 
bestimmen über die individuellen Möglichkeiten der Betei-
ligung. 

Zielsetzungen
Die weitestgehende Beteiligung der Bürgerschaft ist ein 
häufig genanntes Ziel im Rahmen der Energiewende. Bür-
gerinnen und Bürger sollen hierbei sowohl als Energiekon-
sumenten,  -produzenten und -investoren sowie als Multi-
plikatoren und politische Akteure auftreten. Sie müssen 
sich dazu ihrer Handlungsmöglichkeiten bewusst sein und 
diese bei Interesse ausüben (Z 14).

Maßnahmen
Für die Mehrheit der Bürgerschaft ist eine aktive Beschäf-
tigung mit intelligenten Energienetzen und den daraus er-
wachsenden Möglichkeiten nur bei konkret in der Lebens-
welt verankerbaren Produkten und Dienstleistungen (z. B. 
flexible Energiebepreisungen, kosten- oder zeitoptimiertes 
Lademanagement des EV) realistisch. Die Möglichkeiten 
der Bürgerinnen und Bürger weiten sich derzeit von der Er-
zeugung im Eigenheim (z. B. PV-Anlage, Mini-BHKW) und 
dem Eigenverbrauch über die Vermarktung weiter aus (M 
14.1). So ist etwa bereits die Hebung von Last- (z. B. Wall-
box, Wärmepumpe, Klimaanlage) und Einspeiseflexibilitä-
ten möglich (siehe Kapitel 3.4). Haushalte können so ihre 
eigene Energienutzung durch externe Steuerungsmöglich-

keiten über das Smart Meter Gateway auch wirtschaftlich 
optimieren (siehe Kapitel 3.4 und 4.3). Nicht zuletzt ver-
spricht die Integration der Mobilität und der Nutzung von 
V2G-Technologien (siehe Kapitel 4) große Potenziale für 
die Stützung der Energienetze durch individuelles Ener-
gieverhalten. Individuelle Optimierung bedeutet derzeit 
meist finanzielle Optimierung. Damit energetische/klima-
technische Optimierung mit finanzieller Optimierung in 
Einklang gebracht werden kann, müssen die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen angepasst werden. Diese Anpassun-
gen müssen die Involvierung der Bürgerschaft maximal 
begünstigen. Gemäß der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
2018/200148 besteht zukünftig für Erneuerbare-Energien-
Gemeinschaften eine große Gestaltungsfreiheit. Die Mög-
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lichkeiten hierfür (z. B. zur bilanziellen Nutzung selbst-
erzeugten Stroms in einer anderen Liegenschaft, Energy 
Sharing etc.) müssen großteils noch in deutsches Recht 
überführt werden. Neben der individuellen Optimierung 
gilt es auch haushaltsübergreifende Lösungen wie Pooling 
oder die Sektorkopplung über mehrere Gebäude hinweg zu 
betrachten.

Gleichwohl sind aufgrund der individuellen Randbedingun-
gen nicht für jede Bürgerin bzw. jeden Bürger alle Optionen 
verfügbar (z. B. in Mietwohnungen). Die Gestaltungsspiel-
räume eröffnen sich vornehmlich für Immobilienbesitzer, 
während für Mieterinnen und Mieter deutlich weniger Op-
tionen zur Verfügung stehen. Hier können jedoch variable 
Energiebepreisungen, ein angepasstes Verbrauchsverhal-
ten und damit monetäre Vorteile realisierbar sein. In An-
betracht des hohen Anteils an Mietwohnungen in Deutsch-
land (ca. 50%) muss sichergestellt werden, dass auch mehr 
von Wohneigentum unabhängige Maßnahmen realisierbar 
sind. Da Partizipationsmöglichkeiten mit Einkommen und 
Vermögen korrelieren, gilt es, insbesondere einkommens-
schwache Bürgerinnen und Bürger zu unterstützen (M 
14.2). Denkbar wäre die Bereitstellung von Fördermitteln 
für den Kauf energieeffizienter Geräte, wie es bereits im 
Rahmen verschiedener Programme karitativer Organisa-
tionen oder von Energieagenturen umgesetzt wird.

In jedem Fall müssen entsprechende Unterstützungsleis-
tungen oder die Möglichkeiten zur Partizipation niedrig-
schwellig angeboten werden und abrufbar sein. In diesem 
Zusammenhang muss dringend eine Entbürokratisie-
rung stattfinden, um eine möglichst breite Einbindung 
der Bürgerschaft zu erreichen (M 14.3). Beispielhaft sei 
in diesem Zusammenhang auf die (eigentlich) Plug-and-
Play-fähigen Stecker-PV-Anlagen verwiesen. Komplizierte 
Anmeldeprozesse (trotz Vereinfachungsbemühungen), 
eine unklare mietrechtliche Situation sowie ungeklärte 
Versicherungsfragen, Diskussionen über den verpflich-
tenden Einbau von speziellen Energiesteckvorrichtungen 
sowie weitere Aspekte führen zu einer schnellen Abkehr 

von der Idee. Somit wird eine sinnvolle Maßnahme durch 
zu hohe Hürden ausgebremst.

In allen Fällen stellen Energiewendemaßnahmen, die nied-
rigschwellig verfügbar sind oder z. B. im persönlichen Um-
feld schon von Bekannten umgesetzt werden, ein gutes 
Vorbild dar. So lassen sich die Anwendungsbereitschaft 
und Akzeptanz nachhaltig steigern: Bürgerinnen und Bür-
ger sind die besten Multiplikatoren in ihren Bekanntenkrei-
sen (M 14.4).

Weiterhin ist zur Akzeptanzsteigerung proaktive Infor-
mationsarbeit vonnöten, die sowohl anhand konkreter 
Beispielprojekte als auch anhand informativ aufberei-
teter Standardformate (z. B. in Energieabrechnungen) 
erfolgen kann. Das Wissen über Energienutzung sowie 
Energiewendetechnologien soll bereits in die Bildungs-
aufträge der Schulen einfließen. Konkrete Inhalte sollen 
ein Grundverständnis für die Energieerzeugung, die -über-
tragung und das Thema „Verbrauch“ schaffen, um so den 
Bewusstseinsgrad der Bevölkerung insgesamt zu erhöhen 
(M 14.5).

Abbildung 14: Partizipative Maßnahmen für Bürgerinnen und Bürger

M 14.1: 
EE-Anlagen im Eigenheim 
betreiben

M 14.2:  
Partizipationsmöglichkeiten 
auch für einkommensschwa-
che Personen schaffen

M 14.3: 
Entbürokratisierung

M 14.4: 
Bürgerinnen und Bürger als 
Multiplikatoren 

M 14.5: 
Energiewissen muss bereits 
in der Schule vermittelt 
werden

Z 14:
Bürgerinnen und Bürger sind 
sich ihrer Partizipations-
möglichkeiten bewusst und 
setzen diese nach Möglich-
keit ein. Auch einkommens-
schwächere Personen 
partizipieren.
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•	 Politik und Verwaltung müssen Vorbilder sein. Dies schließt das Bekenntnis zur Energiewende, ihre konsequente 
Umsetzung und niedrigschwellige Kommunikationsarbeit zum Thema ein. Anlagen im öffentlichen Raum sind 
gute Beispiele für die Möglichkeiten der EE-Erzeugung.

•	 Die Politik muss mehr Partizipationsmöglichkeiten an der Energiewende für Personen mit geringem Einkommen 
sowie ohne Wohneigentum schaffen. Auch wenn nicht alle Bürgerinnen und Bürger die gleichen Partizipations-
möglichkeiten haben, gilt es dennoch, die Möglichkeiten für alle zu maximieren.

•	 Kommunen und intermediäre Akteure müssen sich ihrer Verantwortung als Multiplikatoren bewusst sein. Durch 
ihre Präsenz in der Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger sind sie erste Ansprechpartner, Vorbilder und Infor-
mationsquellen.

•	 Eine Forderung, welche sich sowohl an die Politik als auch die themeninvolvierten Akteure richtet, lautet: Mehr 
und besser kommunizieren. Mehr bedeutet nicht, allein die Quantität zu erhöhen, sondern mehr Möglichkeiten 
für einen Dialog zu schaffen. Besser bedeutet, dass Informationen transparent und zielgruppengerecht aufbe-
reitet werden.

    Forderungen an die Politik und Anforderungen an die Akteure    
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7 Fazit und Ausblick
Zur Digitalisierung der Energienetze in Baden-Württem-
berg ist ein rasches und vor allem gemeinsames Handeln 
notwendig, das den massiven Ausbau erneuerbarer Ener-
gieerzeugung flankiert. Nur so kann die Energiewende 
mit größtmöglicher Effizienz und der Erschließung neuer 
wirtschaftlicher Potenziale umgesetzt werden. Gleichzei-
tig wird durch die Digitalisierung die hohe Netzstabilität 
gewahrt und die Resilienz der Energienetze noch vergrö-
ßert. Smart Grids stellen dabei das entscheidende Binde-
glied zwischen Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen sowie 
Speichern dar. Aufgrund der sehr langen Planungszeiträu-
me sowie der Vielzahl der umzusetzenden Maßnahmen 
und zu installierenden Anlagen würde jedes Zögern das 
Erreichen der Dekarbonisierungsziele des Landes deutlich 
erschweren.

Die Betrachtung übergreifender Herausforderungen (Ka-
pitel 2) zeigt deutlich, dass Ressourcenmangel (Zeit, Per-
sonal, Finanzen), Standardisierung und die Schaffung von 
Planungssicherheit durch das regulatorische Umfeld The-
men sind, die nur in Zusammenarbeit von Politik und Um-
setzenden angepackt werden können.

Die diskutierten Handlungsfelder der Roadmap zeigen, 
dass die Akteure vor allem Transparenz über Bedarfe und 
umzusetzende Maßnahmen gewinnen müssen. Durchgän-
gig ist sichtbar, dass Kooperationen intensiviert werden 
müssen – nicht nur innerhalb der Energiewirtschaft, son-
dern auch darüber hinaus. Deutlich zeigt sich das in den 
Bereichen Netz und Markt (Kapitel 3) sowie bei der Sek-
torkopplung (Kapitel 4). Integratives Denken und die früh-
zeitige Involvierung aller Beteiligten wie der öffentlichen 
Hand, der Energiewirtschaft, von Planern, Handwerk und 
Weiteren sind notwendig, um Energie sektorübergreifend – 

und damit effizienter – nutzen zu können. Die Involvierung 
der Bürgerschaft sowie weiterer sozialer Akteure ist von 
unmittelbarer Relevanz für die Akzeptanzsteigerung sowie 
die Dezentralisierung des Energiesystems (Kapitel 6).

Die Teilnehmenden des Roadmap-Prozesses fordern die 
Landesregierung Baden-Württemberg auf, die Smart Grids-
Aktivitäten im Land weiter zu unterstützen, um die etab-
lierten Kooperationen fortzusetzen und zu intensivieren. 
Da die politischen Gestaltungsspielräume des Landes vor 
allem den Ordnungsrahmen sowie die (Aus-)Bildungs- und 
Wirtschaftspolitik umfassen, gilt es, hier anzusetzen, um 
die passenden Bedingungen zu schaffen.

Gemeinsam soll auch die Bundesregierung angesprochen 
werden, um intelligenten Energienetzen auf Basis frucht-
barer Regulierungen – besonders im Sinne von Planungs-
sicherheit für die Umsetzenden im Energiesektor – den 
Weg zu ebnen.

Baden-Württemberg hat durch die bereits stattfindende 
politische, wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Zu-
sammenarbeit im Bereich Smart Grids eine Vorreiterrolle 
inne. Die vorliegende Smart Grids-Roadmap Baden-Würt-
temberg 2.0 dient als Werkzeug, um das Potenzial der Ak-
teure zu kanalisieren, die Zusammenarbeit zu intensivieren 
und Baden-Württemberg weiter zum Musterland für die 
flächendeckende Umsetzung von Smart Grids zu machen.

Smart Grids-Roadmap
Baden-Württemberg 2.0
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